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Das Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie und

die SPD-Bundestagsfraktion haben diese drängen-

den Fragen zum Anlass genommen, auf einem Kon-

gress unter dem Titel „Die Hochschulen – Zentren

einer modernen Wissensgesellschaft“ mit den zen-

tralen Akteuren der Wissenschafts- und Hochschul-

landschaft über die Notwendigkeiten und Weichen-

stellungen zu diskutieren. Die vorliegende Ausgabe

der Wissenschaftsnotizen dokumentiert nun die

Vorträge und Positionen der Teilnehmer des Kon-

gresses, der am 26. September 2008 im Deutschen

Bundestag in Berlin stattgefunden hat.

Ein großer Dank gilt allen Beteiligten, die zum Ge-

lingen des Kongresses und dieser Dokumentation

beigetragen haben.

Viel Spaß beim Lesen!

Daniel Thürauf

Geschäftsführer des Wissenschaftsforums 

der Sozialdemokratie

Liebe Leserinnen und Leser,

die Hochschulen stehen wieder stark im Zentrum

der öffentlichen Debatte. In den vergangenen Jah-

ren sozialdemokratischer Beteiligung an der Bun-

desregierung sind wichtige Weichenstellungen für

eine erfolgreiche Hochschulentwicklung erfolgt. Die

Eröffnung neuer wissenschaftlicher Karrierewege

über die Juniorprofessur, die stärkere Vernetzung

von Hochschulen und außeruniversitären For-

schungsinstituten, die Exzellenzinitiative, die For-

schungszentren, eine enge Kooperation mit der

Wirtschaft durch den Ausbau der Projektförderung,

der Hochschulpakt und die Umsetzung des Bologna-

Prozesses stehen dafür.

Dennoch bleiben viele Fragen weiter offen. So steht

das Hochschulsystem weiterhin vor immensen 

Herausforderungen. An erster Stelle muss der stei-

genden Zahl von Studierenden durch ein qualitativ

hochwertiges Studienplatzangebot mit höheren

Studienabschlusserfolgen Rechnung getragen wer-

den. Um den steigenden Bedarf an Fachkräften ab-

zudecken, muss zudem eine höhere Durchlässigkeit

zwischen Hochschul- und Berufsausbildung erreicht

werden. Das beinhaltet die Frage, an welchen Stel-

len in einem föderalen System Wettbewerbsele-

mente zwischen den Hochschulen sinnvoll sind und

gegebenenfalls weiterentwickelt werden können.

In diesem Jahr werden zentrale Entscheidungen für

die zukünftige Entwicklung des deutschen Hoch-

schulsystems getroffen. So geht es um die Weiter-

führung der Exzellenzinitiative und eine Erneue-

rung des Hochschulpakts.
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ven Entwicklungen in unserem Wissenschaftssys-

tem fortgeführt und verstärkt werden?

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch-

ses ist das Herz des wissenschaftlichen Fortschritts.

In den vergangenen Jahren haben wir wichtige Ini-

tiativen gestartet, um die Chancen und Forschungs-

möglichkeiten des wissenschaftlichen Nachwuch-

ses und seine Position zu stärken. Mit dem 1999 auf

den Weg gebrachten Emmy-Nöther-Programm,

dem Sonja-Kowaleskaja-Preis, der Gründung der

Jungen Akademie und der Juniorprofessur ist es

gelungen, eine neue Ära in der Nachwuchswissen-

schaftlerförderung einzuleiten. Aber sind Nach-

wuchswissenschaftlerprogramme ausreichend?

Viele junge Wissenschaftler kritisieren die man-

gelnde Perspektive nach der Förderung durch eines

der Programme. Oder die Juniorprofessur: Eine der

erfolgreichsten jungen Wissenschaftlerinnen –

Claudia Kemfert – begann ihre wissenschaftliche

Karriere als Juniorprofessorin. Sie weist zu Recht auf

die Bedeutung des tenure track hin. Die Frage lau-

tet: Warum ist er an deutschen Universitäten immer

noch kein selbstverständlicher Karriereweg?

Um die anspruchsvollen Ziele der Lissabon-Strate-

gie zu erreichen und weiterhin zu einem führenden

Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort der Welt

gehören zu können, muss Deutschland angesichts

der Globalisierung seine Anstrengungen weiter ver-

stärken. Hightech-Industrien müssen gestärkt und

wissensintensive Produkte und Verfahren stärker

etabliert werden.

Wie wird sich das Verhältnis von Wirtschaft und

Hochschulen weiterentwickeln? Clusterbildung ist

inzwischen ‚state of the art’. Es entwickeln sich

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie ganz herzlich zu unserem heutigen

Hochschulkongress, den die SPD-Bundestagsfraktion

gemeinsam mit dem SPD-Wissenschaftsforum

durchführt. Wir freuen uns sehr, dass Sie sich ent-

schieden haben, heute mit uns gemeinsam darüber

nachzudenken und zu diskutieren, vor welchen 

Herausforderungen Hochschulen in unserem Land

in den nächsten zehn bis 20 Jahren stehen und wie

diese bewältigt werden können.

Die SPD ist heute fast auf den Tag genau zehn 

Jahre an der Bundesregierung beteiligt. Viele wich-

tige Weichenstellungen für eine zukunftsgerichtete

Weiterentwicklung unseres Hochschulsystems sind

in diesen vergangenen zehn Jahren eingeleitet

worden. Warum, könnte man fragen, setzt die SPD

das Thema jetzt auf die Agenda? Lassen Sie mich

dies anhand einiger Stichwörter darlegen: Als ich

im Januar 2004 den Wettbewerb um deutsche

Spitzenuniversitäten auslobte, wurde die Exzellenz-

initiative besonders vom deutschen Feuilleton 

nicht nur skeptisch verfolgt, sondern teilweise

aggressiv bekämpft. Inzwischen wird sie national

und international hoch geschätzt. Sie hat den 

größten Strukturwandel in der deutschen Hoch-

schullandschaft seit Jahrzehnten in Gang gesetzt.

Lange war nicht mehr so viel Dynamik und so viel

Mut und Entschlossenheit, neue Wege zu gehen

und sich den Herausforderungen zu stellen, zu

spüren.

Die Exzellenzinitiative, so hoffe ich, wird wie ur-

sprünglich geplant fortgesetzt werden. Trotzdem

müssen wir heute schon die Frage erörtern: Was

müssen wir ergänzend tun? Wie können die positi-
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Welche Rahmenbedingungen sind wichtig, um als

Hochschule für Studierende und Wissenschaftler

gleichermaßen attraktiv zu sein und sich im welt-

weiten Wettbewerb erfolgreich behaupten zu kön-

nen? Inzwischen ist unbestritten, dass Kindergärten

und Krippen, Dual-Career-Konzepte, ein kulturell

interessantes und lebenswertes Umfeld wichtige

Faktoren für eine attraktive Hochschule sind. In

Deutschland studierten im Wintersemester 2007/

2008 1.932.355 junge Menschen. Das sind rund

80.000 weniger als noch vor vier Jahren und relativ

gesehen viel, viel weniger als in vergleichbaren

Industriestaaten. Die Möglichkeit zu studieren ist in

Deutschland nach wie vor in einem nicht hinnehm-

baren Ausmaß abhängig von der sozialen Herkunft.

Ralf Dahrendorf hat Bildung als Bürgerrecht be-

zeichnet und von Wilhelm Liebknecht stammt das

Zitat: „Wissen ist Macht“. Beide Sätze beschreiben

in unterschiedlicher Art und Weise die Bedeutung

von Bildung wie auch der Bildungsinstitutionen. Hoch-

schulen sind die Orte, an denen sich Lösungskompe-

tenz und Gestaltungskompetenz für große gesell-

schaftliche Herausforderungen ballen. Hochschulen

sind die Orte, an denen über Zukunft nachgedacht

und auch um Zukunftsoptionen gerungen wird.

In diesem Sinne wünsche ich uns eine interessante

und gute Veranstaltung.

mehr, auch langfristige Partnerschaften zwischen

Hochschulen und Unternehmen. Es entsteht eine

neue Wertschätzung und ein Gefühl der gegenseiti-

gen Verantwortlichkeit. Dass ein hoch entwickeltes

Land wie Deutschland nur mit exzellenter For-

schung und sehr gut ausgebildeten Menschen die

Zukunft meistern kann, ist unbestritten. Aber reicht

es schon aus, wenn die Kooperation in der For-

schung immer besser klappt? Wie steht es um die

Förderung von Stipendien und von Lehrstühlen?

Was beinhaltet eine Partnerschaft zwischen Hoch-

schule und Wirtschaft? Sie alle kennen den Satz:„At

the end of the day, it’s all about people.“ Es sind die

Menschen, die Nachwuchswissenschaftler, die Pro-

fessoren und besonders die Studierenden, die das

Herz einer Hochschule sind. Sie geben den Takt vor.

Wir haben die einmalige Chance, die gut ausgebil-

deten und qualifizierten Menschen, die wir in unse-

ren Schulen, in den Unternehmen, Verwaltungen

und in der Politik brauchen, zu gewinnen.



ren, brauchen Deutschland und Europa erstklassige

Bedingungen für Forschung und Lehre sowie für

Innovation. Es gilt, eine Kultur der Kreativität zu

entwickeln und zugleich mehr Innovation durch das

in die Forschung investierte Geld hervorzubringen.

Wenn wir den europäischen Forschungsraum im

weltweiten Vergleich betrachten, dann gibt es zu-

nächst einmal eine ganze Reihe von positiven Nach-

richten: Europa ist bei weitem der größte Wissen-

schaftsraum der Erde. Die meisten Akademiker und

Akademikerinnen sowie auch Doktorandinnen und

Doktoranden weltweit werden in Europa ausgebil-

det. Die Zahl der Promotionen an europäischen

Hochschulen liegt fast doppelt so hoch wie in den

USA. Auch die meisten wissenschaftlichen Publika-

tionen stammen aus Europa. Blickt man jedoch auf

den Anteil an meistzitierten Publikationen und erst

recht auf den Anteil Europas an herausragenden

Wissenschaftspreisen, so zeigen sich erhebliche

Schwächen: In Europa gelingen letztlich zu wenig

grundlegende wissenschaftliche Durchbrüche. In

den letzten Jahrzehnten sind Nobelpreise in un-

gleich höherer Zahl an Wissenschaftlerinnen und

Wissenschaftler in den USA gegangen. Die Ver-

marktung von Basisinnovationen ist ebenfalls ver-

gleichsweise schwach entwickelt. Daran ändern

auch die in letzter Zeit deutlich zunehmenden Ver-

knüpfungen von Wissenschaft und Wirtschaft so-

wie die Nobelpreise des letzten und auch diesen

Jahres nur wenig.

Im globalen Wettbewerb um die innovativsten Köp-

fe ist die Universität als Institution gefordert. Ihr

Selbstbild als „Zentralbank des Wissens“ muss sich

wandeln hin zu einem Selbstverständnis einer auto-

nomen, eigenverantwortlichen Einrichtung, in der

an internationalen Qualitätsmaßstäben orientier-

tes Wissens- und Wissenschaftsmanagement be-

trieben wird. Zugleich gilt es, die Prinzipien des „for-

schenden Lernens“ und des „fragenden Forschens“

neu zu beleben. Dies wird nicht einfach sein; denn

die deutschen Hochschulen sind im internationalen

Der französische Schriftsteller Albert Camus hat

einmal gesagt: „Wir müssen uns Sisyphos als einen

glücklichen Menschen vorstellen.“ Dieser Satz

scheint mir durchaus auch für die Hochschulpolitik

zutreffend zu sein. Allerdings gibt es einen bedeu-

tenden Unterschied zwischen dem antiken Sisyphos

und einem solchen in der gegenwärtigen Hoch-

schulpolitik: Für einen in der Hochschulpolitik Enga-

gierten ist es heute nicht immer derselbe Stein, den

man den Berg hinaufrollen muss, sondern es gibt

immer wieder neue Steine, die man mit einer gehö-

rigen Portion Optimismus den Berg hinaufschlep-

pen muss, damit das ganze System weiter vorange-

bracht wird.

I. Neue Herausforderungen – alte Probleme

Das deutsche, aber auch das gesamte europäische

Wissenschaftssystem steht vor großen Herausfor-

derungen. Wissenschaft, Forschung und Innovation

rücken in allen Bereichen unseres gesellschaftlichen

Lebens immer enger zusammen. Zugleich erfordern

die globale Vernetzung und die Möglichkeit, an ihr

zu partizipieren, eine weitaus stärkere Konzentra-

tion der lokalen Kräfte als bisher. Internationale

Sichtbarkeit ist oftmals nur noch in ausgewählten

Forschungsfeldern zu erreichen. In weiten Teilen der

Natur- und Ingenieurwissenschaften werden öffent-

liche und privatwirtschaftliche Initiativen immer

durchlässiger für Aktivitäten der jeweils anderen

Seite. Das öffentlich finanzierte Hochschul- und

Forschungssystem wird zugleich durch private Neu-

gründungen immer stärker herausgefordert. Multi-

ple Akteurskonstellationen erfordern neue Interak-

tionsformen und damit zugleich auch intensivere

Integrationsbemühungen. Dies lässt sich heutzuta-

ge sowohl an den Wissensverbünden, wie sie mo-

derne Unternehmen organisieren, als auch anhand

von Plattform-Agglomerationen (z. B. in den Nano-

wissenschaften und in der Biotechnologie) mit ent-

sprechenden regionalen Konzentrationen ablesen.

Um nicht den Anschluss an die Weltspitze zu verlie-
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Aachen (373.900 Euro) und die Universität Karls-

ruhe (339.400 Euro). Drittmittelstärkste Universität

der neuen Länder war die Technische Universität

Bergakademie Freiberg mit 217.000 Euro je Profes-

sur; also allesamt sind dies Hochschulen mit einem

hohen ingenieurwissenschaftlichen Fächeranteil.

Während die alten Probleme im Ausbildungsbereich

vor allem in katastrophalen Betreuungsrelationen

und hohen Abbruchquoten bestehen, liegen aus

meiner Sicht die neuen Herausforderungen vor

allem darin, in der zweiten Phase des Bologna-Pro-

zesses eine inhaltlich-curricular überzeugende Um-

setzung der ursprünglichen Ziele zu erreichen. Vor-

ausschauende Hochschulpolitik bedeutet für mich

auf diesem Feld vor allem, sich Konzepte zu überle-

gen, die nicht nur das Bewältigen von großen Alter-

skohorten, sondern auch ein Konzept für das

lebenslange Lernen mit in den Blick nehmen. Dies

wird umso dringlicher, als sich in den nächsten Jah-

ren der Wettbewerb um die herausragenden Talen-

te weiter verschärfen wird. Wenn wir in bestimm-

ten Bereichen nicht zugleich die internationale

Wettbewerbssituation berücksichtigen, dann wer-

den wir im Hinblick auf die Attraktivität unseres

Wissenschaftssystems das Nachsehen haben. Dazu

gehört auch die erfolgreiche Einwerbung von Mit-

teln des European Research Council (ERC). Nach den

eher bescheidenen Erfolgen der deutschen Wissen-

schaft in den ersten beiden Ausschreibungsrunden

scheint mir hier noch viel Platz für Lernprozesse zu

sein. Es ist möglicherweise noch ein langer Weg, bis

das wettbewerbliche System auf der europäischen

Ebene wirklich funktionsfähig ist. Es führt jedoch

kein Weg daran vorbei, sich verstärkt um die ERC-

Mittel zu bewerben; denn wir werden auch im inter-

nationalen Vergleich daran gemessen, welche Erfol-

ge wir beim Einwerben der jeweiligen Grants erzielt

haben. Für die Universität als Institution bedeutet

dies, dass sie sich vor allem weitaus stärker als bis-

her um eine aktive Rekrutierung von Spitzenkräften

bemühen muss.

II. Die Exzellenzinitiative als Lernprozess

Mit der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern

hat eine neue Zeitrechnung im deutschen Hoch-

schulsystem begonnen. Der dreistufige Wettbe-

werb um Graduiertenschulen, Exzellenzcluster und

Zukunftskonzepte mit einem Gesamtvolumen von

Vergleich deutlich unterfinanziert. Seit 1974 wurden

die neu geschaffenen Kapazitäten nicht mehr hin-

reichend finanziell und personell unterstützt. Die

finanziellen Ausstattungsunterschiede sind im in-

ternationalen Vergleich letztlich keine Frage von

prozentualen Differenzen, sondern eine von Größen-

ordnungen. So belaufen sich z. B. die Unterschiede

zwischen der finanziell am besten ausgestatteten

deutschen technischen Universität, der TU Mün-

chen, und der ETH Zürich auf den Faktor 3, zwischen

der TU München und dem Massachusetts Institute

of Technology auf den Faktor 10. Die deutschen Uni-

versitäten haben sich über Jahre in einer Einspar-

spirale befunden; sobald sie die zum Teil erhebli-

chen Einsparauflagen erfüllt hatten, wurden erneut

Mittelkürzungen vorgenommen. Die Zahl der Stu-

dierenden ist seit Mitte der 1970er Jahre um das

Dreifache angestiegen, die Zahl der Professuren nur

noch um das 1,8-fache. Dabei ist die Anzahl der Stu-

dienanfänger an der jeweiligen Alterskohorte mit

36,1% überaus niedrig. Zugleich kommen in den

deutschen Universitäten auf jede Professur im

Schnitt 66 Studierende. Mit Blick auf den doppelten

Abiturientenjahrgang in den Jahren 2011/12 werden

zudem weitere Herausforderungen auf die Hoch-

schulen zukommen, ohne dass in hinreichender

Weise für den Ansturm neuer Studierender finanzi-

elle und personelle Vorkehrungen getroffen worden

wären.

Unter diesen Voraussetzungen, das möchte ich be-

sonders stark betonen, ist es ein erstaunliches Phä-

nomen, was in den deutschen Hochschulen geleis-

tet wird und welche Qualität erreicht werden kann.

Das würde ich – bei aller notwendigen Kritik an den

gegenwärtigen Verhältnissen – doch gerne als Posi-

tivum festhalten. Sowohl die Ausbildungs- als auch

die Forschungsqualität sind im Großen und Ganzen

als überaus gut zu bewerten.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes nah-

men die deutschen Hochschulen im Jahre 2004 von

privaten und öffentlichen Einrichtungen insgesamt

3,47 Milliarden Euro an Drittmitteln ein. Die Dritt-

mitteleinnahmen lagen an den Universitäten bei

154.100 Euro je Professur, bei den Fachhochschulen

betrugen sie hingegen nur 12.200 Euro. Die höchs-

ten Drittmitteleinnahmen je Professur unter den

Universitäten (ohne medizinische Einrichtungen) ver-

zeichnen die Universität Stuttgart (398.400 Euro),

die Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule



Mit der Exzellenzinitiative ist die noch vielfach ge-

nährte Illusion von der Gleichheit und Vergleichbar-

keit der Universitäten endgültig aufgelöst worden.

Wenn dabei klar geworden ist, dass das Ziel, eine

international sichtbare Spitzenuniversität zu wer-

den, auf absehbare Zeit nicht erreichbar ist, gewinnt

zugleich der oftmals bereits während der Grün-

dungsphase bedeutende Aspekt der Regionalisie-

rung des Hochschulwesens, sich stärker als Dienst-

leister für das jeweilige Umfeld zu begreifen und in

der Signatur „Regionalhochschule“ eine neue Per-

spektive zu entdecken, an Attraktivität.

In der Graduierten- und Doktorandenausbildung

müssen die gemeinsamen Unternehmungen von

Universitäten und außeruniversitären Forschungs-

einrichtungen im beiderseitigen Interesse weiter

ausgebaut werden. Das Promotionsrecht muss da-

bei selbstverständlich allen leitenden Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftlern zustehen, und zwar

unabhängig davon, ob es sich – wie in Karlsruhe –

um eine institutionelle Verschmelzung oder – wie 

z. B. in Göttingen – um eine strukturelle Integration

von herausragenden Forscherinnen und Forschern

an Max-Planck-Instituten und anderen außeruniver-

sitären Einrichtungen in das Lehr- und Forschungs-

angebot am jeweiligen Standort handelt.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und

der Wissenschaftsrat haben mittlerweile eine erste

Zwischenbilanz gezogen. Dabei wird deutlich, dass

man die Karrierechancen für den wissenschaft-

lichen Nachwuchs und auch das beabsichtigte Zu-

rückholen von Spitzenforscherinnen und -forschern

aus dem Ausland durch die Exzellenzinitiative deut-

lich befördern konnte. Auch gelingt es häufiger, im

Wettbewerb mit ausländischen Spitzenhochschu-

len die eine oder andere Professur gegen starke Kon-

kurrenz zu besetzen oder Personen in Deutschland

zu halten, die Angebote von amerikanischen Spitzen-

universitäten erhalten. Ganz wichtig scheint mir

dabei zu sein, dass die seinerzeit in den Eckpunkten

für ein zukunftsfähiges Hochschulsystem unter

meinem Vorsitz erarbeiteten „Zwölf Empfehlun-

gen“ den Aspekt der stärkeren Verbindung von

außeruniversitärer Forschung und Hochschulen

nicht nur entworfen haben, sondern mittlerweile

die beteiligten Hochschulen ihn auch tatkräftig

umzusetzen beginnen. Damit ergeben sich zugleich

ganz neue Möglichkeiten der gemeinsamen Beru-

fungsplanung und der gegenseitigen Beteiligung

1,9 Milliarden Euro zum projektbezogenen Ausbau

der universitären Spitzenforschung hat in vielerlei

Hinsicht für Furore gesorgt. Die mit zusätzlichem

Geld und zu erwartendem Prestigegewinn stimu-

lierten Antragsprozesse haben in einer Weise

Reformkräfte freigesetzt, wie dies von Kennern der

deutschen Hochschulszene kaum noch für möglich

gehalten wurde. Dies gilt im Übrigen auch für die

Exzellenzinitiative des Stifterverbandes und der

Nixdorf-Stiftung „Profile und Kooperationen“ für

kleine und mittlere Hochschulen. Das Ziel der Exzel-

lenzinitiative, leistungsstarke Bereiche und Institu-

tionen auch international sichtbar zu machen, ist in

hohem Maße erreicht worden (auch wenn die Ope-

rationalisierung der Selektions- und Implementa-

tionsprozesse in mancherlei Hinsicht verbesse-

rungsbedürftig erscheint). Mit zahlreichen neuen

inter- und transdisziplinär angelegten Zentren,

Clustern etc. und anderen Organisationsformen ist

es gelungen, Spitzenforschung in Deutschland zu

bündeln und neue, am tenure track-Verfahren orien-

tierte Verfahren der Karriereentwicklung für den

wissenschaftlichen Nachwuchs zu eröffnen, wobei

deren Bewährung in der universitären Berufungs-

(praxis) freilich noch aussteht.

10
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von Universität und außeruniversitären Instituten

an der langfristigen Forschungsplanung. Wenn

man unter diesem Aspekt bedenkt, dass die Syste-

mevaluation von DFG und Max-Planck-Gesellschaft

(MPG) erst zehn Jahre zurückliegt, dann heißt das,

dass wir sowohl eine erfolgreiche Vertrauensbil-

dung wie auch einen neuen Prozess des Zusam-

menwirkens im Sinne eines klaren Profilierens der

jeweiligen Standorte und Regionen erreicht haben,

wie wir ihn vor ein paar Jahren noch nicht kannten.

Aus meiner Sicht ist es unverzichtbar, dass die Exzel-

lenzinitiative 2011/2012 fortgesetzt wird. Alles ande-

re würde gerade auch mit Blick auf unsere Wahr-

nehmung im Ausland eine desaströse Wirkung

haben. Insbesondere dort würde man sich fragen,

was in die Deutschen gefahren ist, wenn sie dieses

nach nur vier bis fünf Jahren abbrechen, vor allem

angesichts der Tatsache, dass gleich mehrere ande-

re europäische Länder Elemente der deutschen

Exzellenzinitiative auf ihre eigene Situation zu

übertragen beginnen (vgl. dazu etwa den Cluster-

Wettbewerb in Österreich). Es erscheint mir ganz

wichtig, dass die Exzelleninitiative ein offenes,

atmendes System wird, und es nicht etwa gesetzte

Plätze gibt, wie dies von einigen Hochschulen gern

gesehen würde. Es wird Auf- und Absteiger geben

müssen. Wenn das nicht der Fall wäre, dann würden

wir sicher Probleme mit der Glaubwürdigkeit und

Fairness eines solchen Wettbewerbs bekommen.

Aus meiner Sicht könnte man durchaus daran den-

ken, die Graduiertenschulen schon bald in die re-

guläre Förderung der DFG zu überführen und die

Einführung entsprechender Strukturen an allen For-

schungsuniversitäten zur Voraussetzung für eine

erfolgreiche Antragstellung in der dritten Förder-

linie zu machen. Insgesamt gesehen, wird es uner-

lässlich sein, die Fokussierung auf Standorte und

das Zusammenwirken von Institutionen erneut

besonders stark zu machen; denn in diesen Berei-

chen ist durchaus noch viel zu tun.

III. Impulse für Studium und Lehre

Die schlechten Betreuungsrelationen und die damit

verbundenen Probleme in der Lehre habe ich be-

reits genannt. Auch die mangelnde Studienerfolgs-

quote (diese wäre freilich nach Fächern differenziert

zu betrachten) gibt ein klares Signal für die Notwen-

digkeit einer wirklich inhaltlich ernst gemeinten

Studienreform. Sie erfordert ein neues Nachdenken

darüber, was jemand mit einem Bachelorabschluss

wirklich können sollte, das heißt also auch, eine

Antwort auf die Frage zu geben: Welche Mischung

von Spezialwissen, Überblickskompetenz und Ur-

teilsfähigkeit braucht ein Absolvent oder eine Ab-

solventin, um auf der Bachelorstufe wirklich in ent-

sprechende Arbeitsfelder integriert werden zu

können? Dies impliziert zugleich ein intensives

Nachdenken über den Bildungsauftrag der Univer-

sität. Auf diesem Feld sind uns einige amerikani-

sche Einrichtungen bereits vorausgeeilt. Ich will nur

ein Beispiel nennen, nämlich die Universität Har-

vard. Obwohl man es hier angesichts des großen

Ansturms von Studienbewerberinnen und -bewer-

bern an und für sich nicht nötig hätte, hat man sich

mit einer Task Force on General Education dafür ein-

gesetzt, genau die oben beschriebene Frage für sich

und die anzustrebenden Studienabschlüsse zu

beantworten. Zu einem solchen Curriculum gehört

eben auch ein Minimum an Bildung in den Lebens-

wissenschaften, in den Naturwissenschaften, der

Mathematik und auch im Bereich der interkulturel-

len Kompetenz. Um dies in Deutschland zu ermög-

lichen – darauf hat der Wissenschaftsrat erst jüngst

wieder hingewiesen – brauchen wir eine neue Lehr-

kultur, in der tatsächlich auch das Engagement in

der Lehre und das Ansehen eines Hochschullehrers,

der sich besonders für seine Studierenden einsetzt,

entsprechend gesteigert und belohnt werden. Dazu

bietet im Übrigen auch die neue W-Besoldung

durchaus Möglichkeiten.

Ein zweiter Aspekt, der sicher in den kommenden

Jahren noch an Bedeutung gewinnen wird, ist die

Auszeichnung von exzellenter Hochschullehre mit

Preisen. Der Ars-Legendi-Preis ist ein erster solcher

Versuch, der auch überregionale Aufmerksamkeit

gefunden hat. Ich weiß zudem von einigen Stiftun-

gen, dass sie überlegen, in ähnlicher Richtung För-

derungen auf den Weg zu bringen.

Für mich ist es immer wieder erstaunlich festzustel-

len, dass die Hochschulen alle möglichen Felder be-

forschen, sich selbst und die Prozesse in ihnen je-

doch nur sehr unzureichend in den Blick nehmen.

Freilich scheint mir ein Problem schon darin zu lie-

gen, dass wir gerade auf diesen Feldern der Hoch-

schulforschung und auch der Lehr-Lern-Forschung

mitsamt der dazugehörigen Curriculumentwick-

lung erst einmal neue Kompetenz aufbauen müss-



ten, um international auf die Landkarte zu kommen.

Das heißt vor allem zunächst einmal, sich darauf zu

fokussieren, Nachwuchsforscher und -forscherin-

nen für diese Bereiche auszubilden, unter Umstän-

den auch in Einrichtungen, die international füh-

rend sind, wie z. B. die Carnegie Foundation for the

Advancement of Teaching in Kalifornien.

Die vom Stifterverband und der Kultusministerkon-

ferenz initiierte Exzellenzinitiative für die Lehre

kann mit zehn Millionen Euro die grundlegenden

Probleme unseres Hochschulsystems nicht lösen.

Sie hat aber sehr wohl das Potenzial, mehr zu sein

als ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn es ihr

gelingt, wegweisende Reformmodelle tatkräftig zu

unterstützen. Exemplarisches Bereiten des Bodens

für das Lernen von Beispielen guter Praxis ist auch

für Hochschulen durchaus attraktiv. Darauf setzen

auch die Stiftung Mercator und die VolkswagenStif-

tung, wenn sie in Kürze – die entsprechenden Gre-

mienbeschlüsse vorausgesetzt – eine eigene Initia-

tive starten, um vor allem inhaltlich kohärent

konzipierte, neue Konzepte für Studiengänge zu

belohnen und auch im Bereich der Lehr-Lern-For-

schung neue Chancen für deutsche Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler zu eröffnen.

IV. Fazit

Ich denke, die Erfolgsfaktoren für Hochschulen, die

tatsächlich in ihrer wissenschaftlichen Leistungsfä-

higkeit international vorne mitspielen wollen, sind

sehr eng verknüpft mit einer besseren Erschließung

und Nutzung der Ressourcen, dem wirksameren

Einsatz der vorhandenen Mittel, der Vereinfachung

und Beschleunigung ihrer Leitungs- und Entschei-

dungsprozesse sowie der strategischen Vernetzung

mit leistungsstarken Partnern im In- und Ausland.

Natürlich muss eine intensive Kommunikation auf

allen Ebenen hinzukommen, um die leistungsberei-

ten Mitglieder der eigenen Hochschule auch auf

den Reformweg mitzunehmen. In der Forschung ist

es nicht zwingend so, das zeigen auch viele Unter-

suchungen, dass ein Größenwachstum entschei-

dend wäre. Sie zeigen vielmehr, dass es viele mittel-

große Einheiten gibt, die viel produktiver sind, weil

dort die einzelnen Forscherinnen und Forscher sich

noch gegenseitig kennen, auch miteinander inter-

agieren und sich vor allem auch mit ihren Forscher-

gruppen erfolgreich in den entsprechenden kreati-

ven Forschungsprozessen etablieren. Dabei ist das

Element der Kommunikation und Interaktion ent-

scheidend. Vor allem für den wissenschaftlichen

Nachwuchs kommt es zudem darauf an, bei heraus-

ragender Leistung auch verlässliche Karriereoptio-

nen zu erhalten. Im Übrigen gilt für die Wissen-

schaft wie auch für die Politik der Satz Johann

Wolfgang von Goethes: „Es ist nicht genug zu wis-

sen, man muß es auch anwenden; es ist nicht ge-

nug zu wollen, man muß es auch tun.“
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tische Wissenschaftspolitik vertreten. Meines Erach-

tens müssen wir für die Wissenschaftspolitik jedoch

einen doppelten Spagat bewerkstelligen: Denn ne-

ben dem bereits erwähnten Zweiklang gibt es nicht

die Alternative Forschung oder Lehre gibt, sondern

man muss ernsthaft gleich engagiert sowohl die

Forschung und die Lehre fördern.

Für Sozialdemokraten ist klar, dass für die gesamt-

gesellschaftliche Entwicklung sowohl die Breite als

auch die Spitze gezielt gefördert werden müssen.

Die Breitenförderung brauchen wir nicht zuletzt, da-

mit wir eine gute Spitzenförderung überhaupt be-

werkstelligen können. Gleichzeitig dürfen wir aber

nicht glauben, dass, wenn wir die Breite fördern, die

Spitze automatisch gezielt gefördert würde.

Denn die Qualität und die Bedeutung der Spitzen-

förderung der Exzellenz in der Wissenschaft sind

von einer anderen Dimension. Wissenschaft lebt

durch das, was neu ist. Das neue Wissen ist die Spit-

ze der Bewegung und ohne sie werden wir die Wis-

senschaft nicht weiter bringen. Deswegen benötigt

die Spitzenförderung andere Wege als die Breiten-

förderung. Man kann Wissenschaftspolitik auch be-

treiben, indem man sich primär auf einen der Berei-

che konzentriert. Die Sozialdemokratie hält dies

jedoch für falsch.

Die Glaubwürdigkeit der Politik hängt eng damit

zusammen, ob lediglich große Sprüche gemacht

werden, wie man sich die Zukunft vorstellt, oder ob

konkret in diesem Sinne gehandelt wird. Deswegen

zur Erinnerung ein paar Beispiele aus den vergan-

genen Jahren einer konsequenten sozialdemokrati-

schen Wissenschaftspolitik:

Es ist sozialdemokratische Wissenschaftspolitik ge-

wesen, die immer gesagt hat, dass wir das BAföG

brauchen. Ich möchte daran erinnern, dass andere

Parteien noch im Wahlkampf 2005 die Abschaffung

des BAföGs gefordert haben und die SPD dafür ge-

sorgt hat, dass das BAföG nicht nur erhalten geblie-

ben ist, sondern dass es aufgestockt wurde.

Dass der Wissenschaftsbereich der wichtigste Be-

reich für die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft ist,

ist inzwischen glücklicherweise in dieser Republik

Allgemeingut.

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir uns in

einer der spannendsten Epochen dieser Mensch-

heitsgeschichte befinden. Einer Epoche, die geprägt

ist durch die Wissenschaft: Alles, was uns täglich

beschäftigt, – die demografische Entwicklung oder

die Chancen und Risiken der Globalisierung – sind

Entwicklungen, die nur durch die Wissenschaft in

dieser Dimension ermöglicht worden sind. In einer

sich stark verändernden Welt wird das persönliche

Schicksal des Einzelnen aber auch das Schicksal der

Gesellschaft insgesamt davon abhängen, inwieweit

Wissenschaft eine Antwort auf die drängendsten

Fragen liefern kann und wird. Das Schöne ist, dass

man nicht eine einzelne Partei dieser Republik die

Bedeutung der Wissenschaft erkannt hat, sondern

dass die Bedeutung der Wissenschaft in der Mitte

aller Parteien wahrgenommen wird. Obwohl der

Titel meines Vortrages „Herausforderung einer sozi-
aldemokratischen Wissenschaftspolitik für leistungs-
fähige Hochschulen“ heißt, möchte ich keinem der

politischen Wettbewerber absprechen, die Ernsthaf-

tigkeit dieser Herausforderung erkannt zu haben.

Sozialdemokratische 
Wissenschafts- und Bildungspolitik

Es gibt aber aus meiner Sicht einen prinzipiellen Un-

terschied in der Wissenschaftspolitik der Parteien:

Diesen Unterschied sehe ich nicht in der Bedeutung,

die der Wissenschaft beigemessen wird, sondern in

der Herangehensweise.

Für die Bildungs- und Wissenschaftspolitik in der

SPD gilt, dass Fördern und Fordern zusammen-

gehören. Für sich allein geht keines – es darf nicht

heißen Fördern oder Fordern, sondern es geht um

Fördern und Fordern. Dieser Zweiklang wurde in

den letzten Jahren glaubhaft durch sozialdemokra-

Herausforderungen einer sozialdemokratischen Wissenschaftspolitik 
für leistungsfähige Hochschulen der Zukunft

Von Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner
Senator für Bildung, Wissenschaft und Forschung des Landes Berlin



ten Maße nicht nur erfüllt, sondern übererfüllt ha-

ben. Und es sind andere Länder – die ja offensicht-

lich in anderen Bereichen der Wissenschaftspolitik,

nicht zuletzt der Exzellenzinitiative, sehr erfolgreich

sind und sich in anderen geografischen Größen-

ordnungen oder Positionen dieser schönen Bundes-

republik Deutschland im Westen und im Süden

befinden –, die weit weniger an zusätzlichen Studi-

enplätzen geschaffen haben, als wir verabredet hat-

ten. Ich erinnere noch einmal wegen der Glaubhaf-

tigkeit dieses Spagates daran, dass eben beides

wichtig ist: Der Ausbau der Studienplätze aber auch

die Förderung der Spitze! 

Und deswegen ist es wichtig, darauf hinzuweisen,

dass es eine sozialdemokratische Bundesbildungs-

ministerin gewesen ist, die die Exzellenzinitiative

initiiert hat. Es mag für viele in dieser Republik

überraschend sein, dass die Förderung der Spitzen-

forschung gerade von Sozialdemokraten umgesetzt

wurde. Ich bin der festen Überzeugung, dass die mit

dieser Entscheidung verbundenen Folgen weit über

das hinausgehen, was an zusätzlichen Mitteln den

Universitäten zur Verfügung gestellt wird. Der

eigentliche Mehrwert liegt darin, dass eine völlig

andere Einstellung gegenüber der Spitzenforschung

und damit ein völlig anderer Stellenwert zu erken-

nen ist, die für die Rendite viel wichtiger sind als die

zusätzlich investierten Millionen Euro des Bundes

und der Länder.

Die entscheidenden Fragen für die kommenden Mo-

nate werden nun sein: Wie geht es weiter? Wie ist

die Herausforderung, einen solchen Spagat nicht nur

durchzuhalten, sondern möglicherweise noch kon-

sequenter auszuführen, in der Zukunft machbar? 

Obwohl ich weiß, dass dieses Thema kontrovers in

der Wissenschaftswelt diskutiert wird: Ich verweise

auch mit einem gewissen Stolz darauf, dass, als der

öffentliche Druck immer größer wurde, inhaltliche

Überzeugung und starkes Durchhaltevermögen er-

forderlich waren, gegen die Einführung von Studien-

gebühren zu sein. Dies haben wir getan, weil wir

der festen Überzeugung sind, dass Studiengebüh-

ren junge Menschen von einem Hochschulstudium

ausschließen.

Aktuelle Herausforderungen in der Wissenschafts-
politik

Und dann komme ich zeitlich immer näher an die

gegenwärtige Wissenschaftspolitik heran. Wir ha-

ben gesagt, dass wir mehr Studienplätze brauchen.

Deshalb haben Bund und Länder den Hochschul-

pakt 2020 abgeschlossen. Vorsichtig formuliert sind

bei einigen Ländern noch Schwierigkeiten bei der

Erfüllung der Ziele für das Jahr 2007 zu erkennen.

Dies hat sicher sowohl mit der Motivation von Uni-

versitäten zu tun, die bereit gestellten Kapazitäten

auszunutzen, als auch mit den technokratischen

Einschreibeprozessen. Es hat aber selbstverständ-

lich auch mit der politischen Verantwortung und

den Rahmenbedingungen für die Hochschulen zu

tun, für die es sich lohnen muss, die Türen für Stu-

dierende aufzumachen. Hier trägt die Politik die

Verantwortung.

Man braucht nur die Länder durchzugehen, die ihr

Soll erfüllt haben, und diejenigen, die weit hinter

dem zurückliegen, zu dem sie sich verpflichtet

haben. Es sind die SPD-regierten Länder Sachsen,

Rheinland Pfalz, Bremen und Berlin, die im relevan-
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1. Hochschulzugang
Aus meiner Sicht nicht zu unterschätzen ist die Dis-

kussion um die Hochschulzugangsberechtigung.

Seit Jahren drückt man sich auf Seiten unserer poli-

tischen Wettbewerber um eine einheitliche Linie. Es

gibt beim politischen Wettbewerber starke Kräfte,

die bereit sind, nicht nur über Gleichwertigkeit

einer beruflich qualifizierten Ausbildung gegenüber

der Allgemeinbildungsqualifikation des Abiturs zu

reden, sondern auch so zu handeln, indem in einer

für die Hochschulen verantwortbaren Art und Wei-

se die Tore geöffnet werden. Das muss nicht ein

Freifahrtsschein sein, aber es muss ein ehrliches Be-

kenntnis sein, dass der Meister und der beruflich

Qualifizierte in Studiengängen mit einem Bezug zu

ihren Erfahrungshintergründen nicht benachteiligt

werden, sondern dass sie letzten Endes für die

Hochschule eine Bereicherung darstellen.

2. BAföG
Es wird sich zeigen, inwieweit man konsequent

bereit ist, in einer Gesellschaft mit erhöhten Proble-

men im sozialen Bereich das BAföG nicht nur beizu-

behalten, sondern auch auszubauen, um für junge

Menschen die materiellen Voraussetzungen für ein

Studium zu schaffen.

3. Studiengebühren
Es wird sich außerdem zeigen, inwieweit man bereit

ist, am Prinzip der Studiengebühren-Freiheit festzu-

halten. Ein Land muss in einer Wettbewerbssituation

mit anderen Ländern, die Studiengebühren einfüh-

ren und damit eine zusätzliche Finanzierungsquelle

für ihre Hochschulen erschließen, neue Wege in der

Hochschulfinanzierung gehen.

4. Exzellenzinitiative für die Lehre
Dankenswerterweise hat Herr Krull schon die Be-

deutung einer Exzellenzinitiative für die Lehre an-

gesprochen. Ich habe als Präsident der Kultusminis-

terkonferenz mühsam versucht, auch in diesem

Bereich mit der Gleichwertigkeit von Forschung

und Lehre ernst zu machen. Ich möchte betonen,

dass es gar nicht so sehr um die gleiche Größenord-

nung an zusätzlichen finanziellen Mitteln geht. Es

geht darum, dass sich das Image von „guter Lehre“

an den Universitäten verbessert. Es geht auch dar-

um, dass man in einer Wettbewerbssituation

besondere Leistungen für die Studierenden

erbringt und diese sichtbar sind. Nur so können sich

tatsächlich die Gleichberechtigung und die Gleich-

Ich bin mir nicht sicher, ob sich diese Republik im

Klaren ist, dass die Entscheidungen, wie es weiter

gehen wird, wahrscheinlich innerhalb des nächsten

Jahres – also noch bis zum Herbst 2009 – getroffen

werden. In diesem Zeitraum fallen die Würfel ent-

weder in die eine oder in die andere Richtung. In

diesem Zeitraum wird sich zeigen, ob wir ernst

machen mit einer breiten Förderung oder ob wir

ernst machen mit einer Spitzenförderung oder ob

wir es hinbekommen, dass beides für diese Republik

verwirklicht werden kann.

Über die Fortsetzung von drei großen Projekten

wird entschieden:

1. Hochschulpakt 2020

2. Pakt für Forschung und Innovation

3. Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder 

Es wird sich zeigen, ob wir immer nur die berühm-

ten Sprüche über die Gleichwertigkeit von For-

schung und Lehre an den Hochschulen in Reden hal-

ten oder ob wir die Konsequenz daraus ziehen, dass

es genauso wichtig und prestigeträchtig ist, exzel-

lente Lehre anzubieten, wie Spitzenforschung

durchzuführen. Es wird dabei entscheidend sein,

wie der Hochschulpakt 2020 bei seiner Verlänge-

rung aussehen wird. Die Entscheidung über den

Hochschulpakt 2020 wird Auswirkungen auf die

Ausgestaltung des Paktes für Forschung und Inno-

vation sowie die Exzellenzinitiative haben. Deshalb

ist es das erklärte Ziel der Sozialdemokratie, zu-

nächst eine vernünftige Lösung für die Schaffung

zusätzlicher Studienplätze zu finden.

Auch auf dem Bildungsgipfel der Bundesregierung

am 22. Oktober 2008 wird sich zeigen, ob im Sinne

guter Öffentlichkeitsarbeit nur Deklarationen abge-

halten werden, oder aber ob letzten Endes die Punk-

te – die die SPD auch in einem Bildungspapier

fixiert hat – in der Substanz mit einer entsprechen-

den Konsequenz finanzpolitischer Art kommen, um

diese Republik weiter zu bringen.

Eckpunkte wichtiger Entscheidungen ab 2009

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang aus meiner

Sicht sechs Punkte nennen, an denen die sich jetzt

laufenden Diskussionen und Entscheidungen orien-

tieren können.
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dass alle Länder genügend Studienplätze für ihre

Landeskinder bereitstellen. In diesem Zusammen-

hang kann schon die Vermutung geäußert werden,

dass es für einige Länder in der Vergangenheit

günstig war, eine geringe Anzahl an Studienplätze

bereitzustellen, um über eine bessere Finanzierung

von Professorenstellen die Chancen für einen Erfolg

in der Exzellenzinitiative zu steigern. Dies muss sich

ändern!

Das Modell „Geld folgt den Studierenden“ bedeu-

tet, dass die Refinanzierungen kostendeckend über

die Länder erfolgt, aus denen die Studierenden

kommen und in denen sie ihre Hochschulzugangs-

berechtigung erhalten haben. Ein solcher Beschluss

hätte von einer Sekunde zur anderen ein völlig an-

deres Verhalten der Länder zur Folge, weil jeder Fi-

nanzminister sich sofort überlegen würde, ob er die

9.000, 10.000 oder 12.000 Euro, die er für den Stu-

dienplatz eines seiner Landeskinder an ein anderes

Land zahlen muss, nicht lieber seiner eigenen Uni-

versität oder Fachhochschule zur Verfügung stellt.

Dieses Modell kann auch mit einer längeren Vor-

laufzeit eingeführt werden und wir sind auch für

andere Vorschläge jederzeit offen. Klar muss aber

sein, dass ein Land wie Berlin nicht die Ausbildung

finanzstarker Länder aus dem Süden übernimmt

und die Studierenden nach einem Studium wieder

zurück in ihre Heimat gehen und dort die Steuern

zahlen.

Nach meiner persönlichen Ansicht hat der Wissen-

schaftsbereich eine über die Bereitstellung von zu-

sätzlicher Ausbildungskapazität hinausgehende

Bedeutung, weil er auch die Grundlage dafür ist,

dass wir in dieser Republik in der Forschung Wett-

bewerbsfähigkeit mit fairen Chancen erzeugen.

Denn wenn wir nur auf dem einen Standbein mit

Wettbewerb und Belohnung für gute Leistung in

der Forschung agieren, dann werden die Unter-

schiede immer größer. Dann werden die neuen Län-

der mit ihren Hochschulen auf Dauer keine Chance

haben, die Infrastruktur aufrechtzuerhalten, die für

die Forschung notwendig ist. Doch nur so kann die

dringend benötigte Profilbildung in den Hochschu-

len stattfinden.

6. Exzellenzinitiative für die Forschung
Und das hat natürlich auch Konsequenzen für die

Fortsetzung der Exzellenzinitiative. Es gibt über-

haupt keinen Zweifel, dass das, was unter sozialde-

wertigkeit von Forschung und Lehre im Alltag der

Hochschulen niederschlagen.

5. Hochschulpakt
Es gibt eine klare sozialdemokratische Position zur

Ausgestaltung des Hochschulpaktes. Die Ergebnis-

se, die wir für das Jahr 2007 haben, belegen eindeu-

tig, dass der bisherige Ansatz trotz zusätzlicher Mit-

tel offensichtlich nicht zielführend ist. Das heißt,

wir müssen uns als erstes darüber klar sein, wie wir

die Abrechnung für den Zeitraum 2007 bis 2010

machen, denn das derzeitige System beruht darauf,

dass die Länder Vorauszahlungen für die im „Hoch-

schulpakt 2020“ bis 2010 verabredeten Studienan-

fänger erhalten. Und wenn die vereinbarten Anfän-

gerplätze in der Wirklichkeit unterschritten werden,

muss völlig klar sein, dass die Länder zurückzahlen

müssen. Dieses muss geklärt werden, bevor wir dar-

über reden, unter welchen Bedingungen und in

welchen Größenordnungen wir den Hochschulpakt

verlängern. Das wird eine spannende Diskussion.

Für mich als Sozialdemokraten ist dann schon mit

einem gewissen Schmunzeln festzustellen, dass

Grundsatzpositionen für manche plötzlich nicht

mehr zählen, wenn die Rechnung für die eigene Leis-

tung präsentiert wird. Es muss spitz abgerechnet

werden und ich erwarte für jene Länder, die über-

erfüllt haben, dass sie bei der Abrechnung im Jahr

2010 zusätzliche Finanzmittel erhalten werden.

Und dann wird es darum gehen, unter welchen Be-

dingungen wir die Verlängerung des Hochschulpak-

tes gemeinsam zwischen Bund und Ländern be-

schließen. Da gibt es sicher sehr viele Möglichkeiten

und aus meiner Sicht ist jeder gute Vorschlag will-

kommen, der glaubhaft belegt, dass wir eine realis-

tische Chance haben und es nicht nur eine Deklara-

tion ist, zusätzliche Studienplätze zu schaffen. Die

Sozialdemokraten im Bund und in den Ländern

haben gemeinsam erklärt, dass wir in jedem Fall

eine Verlängerung des Hochschulpaktes und eine

verstärkte Finanzierung zur Verbesserung der Qua-

lität durchsetzen sowie die Chance zu einer Sys-

temänderung in der Hochschulfinanzierung nutzen

wollen.

Mit der Systemänderung ist das Ziel verbunden,

dass das Geld zukünftig den Studierenden folgt. Aus

unserer Sicht müssen jene Länder, die überdurch-

schnittlich viel für die Ausbildung tun, belohnt wer-

den. Damit wäre ein wirklicher Anreiz geschaffen,
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Finanzierungswege

Es gibt ein klares Bekenntnis der Sozialdemokratie,

dass wir mehr Geld im System brauchen. Man kann

sich trefflich darüber streiten, wie viel das im Ein-

zelnen ist. Die Größenordnung, die ich jetzt nenne,

ist meine persönliche Ansicht. Ich glaube, dass wir

für den gesamten Bildungs- und Wissenschaftsbe-

reich mindestens das, was in dem Schlagwort „de-

mografische Rendite“ enthalten ist, brauchen. Ich

meine sogar, wir brauchen die demographische

Rendite plus.

Das bedeutet, dass wir für diesen gesamten Bereich

wahrscheinlich eine Größenordnung von ca. zehn

bis 15 Milliarden mehr pro Jahr benötigen. Dies wird

nicht von heute auf morgen erfolgen, sollte jedoch

das langfristige Ziel sein. Dieses ist, wenn man es

tatsächlich ernst meint, dass hier der wahrschein-

lich wichtigste Zukunftsfaktor für die gesamte Ge-

sellschaft liegt, eine Aufgabe, die wir lösen können.

Neben den klassischen Mechanismen, dass Parla-

ment und Regierung die Kraft haben müssen,

Schwerpunkte auf Kosten von Kürzungen in ande-

ren Politikbereichen zu setzen, gibt es natürlich

auch Finanzveränderungen und Veränderungen der

Finanzströme, die nicht automatisch zurück in den

Schoß eines Finanzministers fließen. Ich verweise 

z. B. darauf, dass die Infrastruktur in den Neuen Län-

dern einer besonders liebevollen Fürsorge bedarf,

weil sie auch für die Entwicklung der gesamten Re-

gion von zentraler Bedeutung ist. Da wir alle wissen,

dass wir einen Solidarpakt haben, der nach meiner

Kenntnis zukünftig in den Finanzmitteln pro Jahr

nicht größer sondern kleiner wird, müssen wir die-

se Entwicklung im Zusammenhang mit neuen

Schwerpunkten sehen.

Ich glaube darüber hinaus, dass wir uns etwas ein-

fallen lassen müssen. Wir müssen versuchen, den fi-

nanziellen Spielraum gegenüber dem angloameri-

kanischen Hochschulsystem aufzuholen.Wir müssen

einen Weg finden, in einem relevanten Ausmaße

auch private Mittel in das Wissenschaftssystem zu

bekommen. Denn der eigentliche Hintergrund der

schlechteren Finanzierungsvoraussetzungen an

den deutschen Hochschulen ist nicht das geringere

Engagement des Staates. Da können wir uns sehr

wohl sehen lassen und sind absolut wettbewerbs-

fähig. Von völlig anderer Qualität ist jedoch die

mokratischer Verantwortung von Frau Bulmahn

bundesweit initiiert worden ist, fortgesetzt wird.

Wobei mir der Hinweis gestattet sein darf, dass die

Kämpfe und der Widerstand, diesen Weg zu gehen,

von einigen Ländern bis zur letzten Sekunde in der

letzten Sitzung geführt wurden. Sogar bis zu dem

Punkt, die Initiative noch scheitern zu lassen. Dass

es genau diese Länder waren, die letzten Endes

dann davon profitiert haben, ist auch etwas, das

irgendwann die Geschichtsschreibung über die

Wissenschaftspolitik mit einer gewissen Ironie und

mit einem gewissen Schmunzeln zur Kenntnis neh-

men wird.

Es wird die Aufgabe der Sozialdemokratie sein, den

eingeschlagenen Weg entschlossen fortzusetzen.

Wobei es selbstverständlich für uns ein zentraler

Schwerpunkt ist, die Graduiertenschulen schrittwei-

se zu einem konstitutiven Bestandteil von Hoch-

schulen zu machen und sie als Zugpferd und als

Leuchtturm für die allgemeine Entwicklung eines

qualifizierten Hochschulangebotes zu nutzen. In

den Exzellenzclustern werden wir die Qualität der

Förderung hinterfragen und das Problem nicht

durch Draufsatteln lösen, sondern im Sinne der

Qualitätsverbesserung durch Wettbewerb.

Sehr viel schwieriger ist die dritte Förderlinie – die

der Zukunftskonzepte –, der wir als Sozialdemokra-

ten eine ganz zentrale Bedeutung beimessen.

Wir brauchen diese Leuchttürme, weil die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit für den Wissen-

schaftsstandort Deutschland eine zentrale Bedeu-

tung hat. Es geht weniger darum, ob man besser

oder schlechter ist als eine andere deutsche Univer-

sität. Das eigentliche Ziel für unser gesamtes Hoch-

schulsystem wird von den wenigen gelöst werden

müssen, die sich auf internationaler Ebene im Wett-

bewerb befinden. Wir müssen diese dritte Förderli-

nie nutzen, um tatsächlich zur Profilierung im inter-

nationalen Wettbewerb beizutragen. Gleichzeitig

müssen wir aber auch das Gesamtsystem so austa-

rieren, dass die Regionen, die in der ersten Phase

nicht zum Zuge gekommen sind, weiterhin eine fai-

re Chance haben.

Dieses muss die Exzellenzinitiative für die For-

schung in ihrer Konstruktion beinhalten. Dies wird

nur erfolgreich sein, wenn die Gesamtfinanzierung

des Hochschulsystems im Auge behalten wird.
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Dimension von Geld aus privaten Quellen. Es geht

hierbei nicht um 30 oder 40% an zusätzlichem Geld,

sondern in Bezug auf das, was im System ist, geht es

um 300 oder 400% mehr. Nur wenn man sich hier

kreative Wege – die eben nicht auf Kosten von Stu-

dierenden gehen – einfallen lässt, werden wir lang-

fristig eine Chance haben. Die Fortschritte, die wir

in der letzten Legislaturperiode zu Stiftungsgeset-

zen o. ä. erzielt haben, greifen offensichtlich noch

nicht ausreichend. Um Stiftungen an Universitäten

und an Fachhochschulen anzubinden, wird es ent-

scheidend sein, Stifter von den eindeutig verbesser-

ten Möglichkeiten, die es im Stiftungsrecht gibt, zu

überzeugen, damit diese bereit sind, ihr Kapital in

das deutsche Wissenschaftssystem zu investieren.

Ich bin der festen Überzeugung, dass dieses im rele-

vanten Ausmaße – auch nicht von heute auf mor-

gen, sondern in einem langfristigen Prozess – mög-

lich ist. Ich bin mir sicher, dass wir die große

Herausforderung der zusätzlichen Finanzierung in

den Griff bekommen und die Sozialdemokratie die

Kraftquelle für die Wissenschaftsentwicklung in

Deutschland ist.
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Perspektiven der Hochschulentwicklung
nach Hochschulpakt und Exzellenzinitiative

Der Bildungsgipfel – Erwartungen der Hochschulen

Von Prof. Dr. Margret Wintermantel
Präsidentin der Hochschulrektorenkonferenz (HRK)

zum Aufwand, den die Hochschule betreiben muss,

um in den Genuss der in Aussicht stehenden Mittel

zu gelangen, nicht angemessen ist. Eine Exzellenz-

initiative für die Lehre, die gerade einmal fünf oder

zehn Millionen Euro bereitstellt, bringt uns nicht

wirklich weiter. Was uns fehlt, ist eine solide Grund-

ausstattung, die es uns erlaubt, die uns anvertrau-

ten Studierenden solide auszubilden.

Die Studienanfängerquote soll auf 40% eines Alters-

jahrgangs steigen, dies steht bereits im Koalitions-

vertrag der Bundesregierung und diese Zielmarke

wurde im Vorfeld des Bildungsgipfels immer wieder

bestätigt. In den nächsten Jahren stehen doppelte

Abiturientenjahrgänge vor den Türen der Hochschu-

len und es soll vermehrt beruflich Qualifizierten

ohne Abitur der Weg an die Hochschulen geebnet

werden. Die Länder wollen bis 2010 länderübergrei-

fend die Voraussetzungen formulieren, um beruf-

lich Qualifizierten die allgemeine oder eine fach-

gebundene Hochschulzugangsberechtigung zu

verleihen. Wenn vermehrt beruflich Qualifizierte

ohne Abitur erfolgreich studieren sollen, müssen

aber mehr Übergangs- und Brückenkurse angebo-

ten werden, um ein frühzeitiges Scheitern aufgrund

fehlender Kenntnisse etwa in den Bereichen Mathe-

matik, Sprachen, wissenschaftliches Arbeiten etc.

zu verhindern. Dieser Aufwand ist aber nicht aus

der finanziellen Substanz zu leisten.

Die HRK hat deshalb ihre Forderung, die sie im

Zusammenhang mit der Aushandlung des Hoch-

schulpaktes I formuliert hat, wiederholt, dass in den

nächsten Jahren jährlich im Durchschnitt zusätz-

liche 2,6 Milliarden Euro in den Hochschulbereich

fließen müssen. Hierin wäre die personelle und

sächliche Ausstattung für die benötigten zusätzli-

chen Studienplätze, einschließlich der erforder-

lichen Investitionen und eine Verbesserung der

Im Vorfeld des Bildungsgipfels hat die Hochschul-

rektorenkonferenz ein Neun-Punkte-Programm mit

konkreten Forderungen vorgelegt. Die Wichtigste

vorweg: Die Hochschulen benötigen eine Zusage

von der Politik über eine angemessene Grundfinan-

zierung. Die anhaltende Expansion des Hochschul-

bereichs in Deutschland seit den 1970er Jahren, die

sich in steigenden Anfänger- und Studierendenzah-

len ausdrückt, war zu keinem Zeitpunkt von einer

angemessenen Steigerung der finanziellen Mittel

begleitet. Es hat zwar einen nominalen Anstieg der

Mittelzuwendungen gegeben. Inflationsbereinigt

bilden die Hochschulen aber mit dem gleichen Geld,

mit dem sie 1975 rund 840.000 Studierenden aus-

gebildet haben, heute 2 Millionen Studierende aus,

ohne dass die Ausbildungsbedingungen zum da-

maligen Zeitpunkt optimal gewesen wären.

In den letzten zehn Jahren wurde zudem mit dem

Bologna-Prozess eine neue Studienstruktur eta-

bliert, die wesentlich betreuungsintensiver ist als

die alte. Zugleich sehen sich die Hochschulen einer

Studierendenpopulation gegenüber, die sich durch

eine viel größere Diversität auszeichnet als bisher

und neue z. T. kostenintensive Angebote (z. B.

berufs- oder familienbegleitende Studiengänge)

notwendig macht. Neues Geld steht jedoch nicht

zur Verfügung. Wenn überhaupt zusätzliches Geld

in den Hochschulbereich kommt, dann geschieht

dies heute meistens auf wettbewerblichem Weg.

Spezielle Programme werden entwickelt und die

Hochschulen müssen auf die Schnelle immer wie-

der neue Konzepte vorlegen, um diese Mittel einzu-

werben. Es steht außer Frage, dass große Wettbe-

werbe wie z. B. die Exzellenzinitiative enorme Kräfte

in den Hochschulen freigesetzt und wichtige Impul-

se für die Weiterentwicklung der Einrichtungen ge-

geben haben. Andere kleinere Wettbewerbe sind

jedoch häufig eher ein Ärgernis, weil das Verhältnis
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beiträge sozialverträglich auszugestalten, bisher

nicht nachgekommen.

Die Attraktivität der Forschungstätigkeit an den

Hochschulen muss für den wissenschaftlichen

Nachwuchs verbessert werden. Benötigt werden

insbesondere für die jungen Doktoranden und Post-

docs besser berechenbare Karrierewege, die mit

den Angeboten anderer internationaler Forschungs-

standorte konkurrieren können. Hier ist eine stärkere

finanzielle Absicherung der Nachwuchswissen-

schaftler Voraussetzung. Die rechtlichen Rahmen-

bedingungen für eine selbstständige Forschungs-

tätigkeit von Nachwuchswissenschaftlern bei

gleichzeitiger professioneller Betreuung insbeson-

dere der Doktoranden sind zu schaffen.

Die Hochschulen benötigen last but not least auch

mehr institutionelle Autonomie in finanzieller, per-

soneller und organisatorischer Hinsicht (einschließ-

lich der Berufungszuständigkeit, der Dienstherren-

fähigkeit, der Immobilienkompetenz und der

Bauherreneigenschaft). Sie müssen z. B. aus dem ka-

meralistischen Haushaltswesen entlassen werden,

damit sie ein betriebswirtschaftliches Instrumenta-

rium entwickeln und wirtschaftlich begründet han-

deln können. Die Hochschulen benötigen für eine

moderne und effiziente Lehre im Rahmen des Bolog-

na-Prozesses ein flexibleres Kapazitätsrecht. Dies gilt

ebenso für die Notwendigkeit, ihre Ausbildungska-

pazitäten flexibel auf sich verändernde Nachfragen

anzupassen oder für neue Schwerpunktsetzungen

umzustellen. Die Umsetzung dieser Forderungen ist

nicht kostenintensiv, sie setzt aber den guten Wil-

len der Länder voraus, die Hochschulen ein Stück

weit in die Verantwortung zu entlassen.

Bund und Länder müssen ihre Aufwendungen für

den Bildungsbereich deutlich erhöhen und die Län-

der müssen auch im Wege des Finanzausgleichs in

die Lage versetzt werden, den aus der Föderalis-

Betreuung um 15% für alle im System befindlichen

Studierenden enthalten. Möglicherweise muss die-

ser Betrag im Lichte neuer Erkenntnisse zur weite-

ren Entwicklung der Studienanfänger- und Studie-

rendenzahlen noch einmal nach oben korrigiert

werden. Aus den Veröffentlichungen der Kultusmi-

nisterkonferenz ist ersichtlich, dass die Schülerzah-

len in den höheren Klassen enorm angestiegen sind

und immer mehr Schüler eine Hochschulzugangs-

berechtigung anstreben. Dies wird dazu führen,

dass der Anstieg der Studienanfängerzahlen in den

nächsten zehn Jahren deutlicher ausfallen und län-

ger anhalten wird. Eine neue Prognose der Kultus-

ministerkonferenz ist in Vorbereitung. Vor dem Hin-

tergrund der demographischen Entwicklung und

des absehbaren Mangels an hoch qualifizierten

Kräften und auch an Wissenschaftlern ist die Ent-

wicklung mehr als erfreulich, sie muss sich aber

auch in der Finanzierung des Hochschulbereichs

widerspiegeln.

Bund und Länder wollen den Aufstieg durch Bildung

fördern. Nur bessere Bildung für alle unabhängig

von sozialer und kultureller Herkunft kann den

Wohlstand dauerhaft sichern. Dies ist auch eine

Frage der Gerechtigkeit. Dieses Ziel lässt sich aber

nicht alleine durch eine Verbesserung der Durchläs-

sigkeit des Bildungssystems erreichen, sondern dies

erfordert auch deutliche Anstrengungen bei der in-

dividuellen Studienförderung. Gerade vor dem Hin-

tergrund, dass aufgrund des Mangels an Studien-

plätzen viele eben nicht zu Hause wohnen und

wohnortnah studieren können, müssen die finan-

ziellen Rahmenbedingungen für Studierende ver-

bessert werden. Mehr Studierende als bisher müs-

sen Zugang zum BAföG bekommen, es müssen

vermehrt Stipendien und kostengünstige Darlehen

zur Verfügung gestellt werden. Die Länder sind der

Auflage des Bundesverfassungsgerichts, Studien-
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Bund und Länder haben den Hochschulen zusätzli-

che Aufgaben zugewiesen, ohne deren Finanzierung

zu sichern. Damit haben sie bei den Studieninteres-

sierten und -berechtigten Erwartungen geweckt,

die zunächst nicht einzulösen sein werden. Die Zahl

der örtlichen Zulassungsbeschränkungen kann nur

reduziert werden, wenn zusätzliche Studienplätze

geschaffen werden, die Betreuungsrelationen kön-

nen bei gleich bleibenden oder steigenden Studie-

rendenzahlen nur verbessert werden, wenn zusätz-

liches Personal eingestellt wird.

Die Hochschulen geben im Sinne unserer Forderun-

gen die Hoffnung nicht auf, dass die intensive Dis-

kussion der letzten Monate um den Stellenwert der

Bildung mittelfristig Wirkung zeigt und alsbald zu

konkreten Beschlüssen führt.

musreform erwachsenen Kompetenzzuwachs finan-

ziell zu unterfüttern. Doch müssen auch alle Mög-

lichkeiten einer Mitfinanzierung des Bundes im

Hochschulbereich genutzt werden. Die Ausgaben

für die Wissenschaft sollten als Investitionen im

Sinne des Art. 104b GG anerkannt werden, damit

der Handlungsspielraum des Bundes mit Zustim-

mung einzelner Länder erhöht werden kann. Auf

diese Weise kann dann gewährleistet werden, dass

die spezifischen Verhältnisse und haushaltspoliti-

schen Möglichkeiten jedes Landes ausreichend

berücksichtigt werden.

Nicht zuletzt muss auch die traditionelle Hoch-

schulfinanzierung um nachfrageorientierte Ele-

mente ergänzt werden, insbesondere weil das jetzi-

ge System die Länder belohnt, die nur wenig

ausbilden und lieber die fertigen Absolventen

importieren.

Öffentlichkeitswirksame Forderungen wie die Stei-

gerung des Anteils der Ausgaben für Bildung und

Forschung am Bruttoinlandsprodukt auf 10% helfen

wenig weiter, wenn bezüglich der Hochschulfinan-

zierung offen ein Dissens ausgesprochen wird. Die

Länder verlangen eine höhere Beteiligung am Um-

satzsteueraufkommen und der Bund widerspricht

dem zum gegenwärtigen Zeitpunkt. Die Hochschu-

len hätten schon Konkreteres erwartet als die Ein-

setzung einer Strategiearbeitsgruppe, die bis zum

Herbst 2009 Ergebnisse liefern soll. Hinzu kommt,

dass Bund und Länder eine Zielmarge vorgeben, für

deren Einlösung sie selbst nur teilweise einstehen,

sind doch die privaten Ausgaben für Bildung und

Forschung ebenfalls in diesen 10% enthalten und

dem staatlichen Einfluss entzogen. Nicht zuletzt ist

angesichts einer drohenden Rezession zu fragen, ob

ein zehnprozentiger Anteil an einem eventuell sin-

kenden Bruttoinlandsprodukt wirklich zusätzliche

finanzielle Mittel für den Hochschulbereich ver-

spricht…
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schulsystems, dafür stehen auch Instrumente zur

Verfügung (Hochschulpakt), die über quantitative

Parameter gesteuert werden. Was fehlt, ist ein Pro-

gramm für die Qualität der Lehre, und dieses steht

in Zusammenhang mit der Bologna-Reform und der

Ausbaufrage. Denn die Studienreform braucht für

ihr Gelingen bessere Betreuungsrelationen. Ein ver-

antwortlicher Ausbau des Hochschulsystems darf

nicht ohne Verbesserung der Lehrqualität in Angriff

genommen werden. Aber für die Qualität der Lehre

stehen vergleichbare Instrumente wie für die For-

schung derzeit nicht zur Verfügung, was ich für ein

großes Problem halte. Und die drei genannten Ziele

parallel zu verfolgen, stellt eine ernsthafte Heraus-

forderung dar, die sich unter den aktuellen Rahmen-

bedingungen (Stichwort: Bankenkrise und Prioritä-

tensetzung) dramatisch zuspitzt.

Wenn es sich nicht vermeiden lässt, diese drei

Systemfunktionen der Hochschule gegeneinander

auszuspielen, dann käme das Wissenschaftssystem

insgesamt in eine sehr schwierige Situation –

obwohl es im Moment im Rahmen der allgemei-

nen, erfreulich intensivierten Bildungsdebatte

sozusagen mit Rückenwind segelt. Es würden dann

wieder alte Konfliktlinien aufreißen: zwischen Uni-

versitäten und Fachhochschulen, zwischen inner-

universitären und außeruniversitären Forschungs-

einrichtungen, zwischen Forschung und Lehre,

zwischen Quantitäten und Qualitäten der Lehre

usw., Konflikte, die wir schon die letzten 35 Jahre

nicht bewältigt haben. Dass diese Kämpfe immer

aufbrechen und weitergeführt werden, ist meines

Erachtens einer der wichtigsten Gründe für den

erheblichen Entwicklungsbedarf, den das Wissen-

schaftssystem hat.

Vor diesem Hintergrund kommt es darauf an –

jedenfalls mit Blick auf die Empfehlungen des Wis-

Das deutsche Wissenschaftssystem befindet sich in

einer grundlegenden Umbruchsituation. Ich möch-

te sie beschreiben als das Trilemma der deutschen

Wissenschaftspolitik. Damit meine ich einen Ziel-

konflikt, der auf der Ebene der Finanzierungssyste-

me in schwierige Verteilungskämpfe ausarten

könnte. Dieser Zielkonflikt besteht darin, dass zum

einen die Universitäten als Einrichtung der For-

schung gestärkt werden müssen – Stichwort Kon-

kurrenzfähigkeit zur außeruniversitären Forschung;

zum zweiten darin, den unbestrittenen Bedarf an

Studienplatzkapazitäten dramatisch auszubauen

und zum dritten darin, eine deutliche Qualitätsstei-

gerung in der Lehre zu erreichen. Und zwischen die-

sen drei Aufgaben herrscht eine Zielspannung, weil

man diese gleichermaßen berechtigten und finan-

ziell anspruchsvollen Ziele unter der Bedingung be-

grenzter Mittel nicht einfach gegeneinander aus-

spielen darf.

Diese Ziele auszubalancieren, das ist die entschei-

dende wissenschaftspolitische Herausforderung.

Für das erste Ziel, die Stärkung der Forschung an den

Universitäten, stehen wirkungsvolle Instrumente

zur Verfügung, über deren Weiterentwicklung und

Weiterfinanzierung zu entscheiden ist (Stichwort

Exzellenzinitiative). In diesem Zusammenhang

muss man grundsätzlich bedenken, dass Forschung

in den Universitäten vermehrt über Qualitätskrite-

rien gesteuert wird, beispielsweise über die Exzel-

lenzinitiative, aber auch darüber, dass die Grund-

finanzierung von Forschung in den Hochschulen

gegenüber der Drittmittelfinanzierung zurückgeht.

Das heißt, der Anteil der Drittmittelfinanzierung

wächst. Diese Umverteilung enthält ein Qualitäts-

moment, weil solche Drittmittelvorhaben zum

größten Teil begutachtet werden. Es geht beim

zweiten Ziel um den Ausbau der Studienplatzkapa-

zitäten, also den quantitativen Ausbau des Hoch-

Perspektiven der Hochschulentwicklung
nach Hochschulpakt und Exzellenzinitiative

Das deutsche Wissenschaftssystem im Umbruch

Von Prof. Dr. Peter Strohschneider
Vorsitzender des Wissenschaftsrates
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Verbesserung der Betreuungsrelationen um 30%

zugrunde liegt. Für die MINT-Fächer, also Mathema-

tik, Informatik, Naturwissenschaften, Technikwis-

senschaften, ist die Berechnungsgrundlage eine

Verbesserung der Betreuungsrelationen um 10%

und zwar ungeachtet dessen, dass die Mehrzahl der

MINT-Fächer eine Auslastung unter 100% hat, um

nämlich im Hinblick auf den spezifischen Fachkräf-

tebedarf im Bereich der Technik und Naturwissen-

schaften eine zusätzliche Qualitätskomponente zu

erreichen. Die 30%-Verbesserung bei den großen

Fächern der Geistes-, Sozial- und Staatswissenschaf-

ten ist keine marginale Größe, denn diese Fächer

wurden von fast der Hälfte aller Studierenden ge-

wählt. Wenn Betreuungsrelationen von 1 zu 60 oder

1 zu 45 erreicht würden, dann hätten wir jedenfalls

eine deutliche qualitative Verbesserung gegenüber

dem status quo, bei dem in manchen Fächern auf

eine Professur 120 Studierende kommen. Um solche

besseren Betreuungsverhältnisse zu erreichen,

brauchen wir eine Summe von 357 Millionen pro

Jahr für zusätzliche Professuren. Weitere Mittel

haben wir empfohlen für bessere Sachausstattung

und Infrastruktur der Lehre, für Tutorien, Mentoring,

Administrationspersonal, für Fachzentren für Hoch-

schullehre, Serviceeinrichtungen und Qualitätsent-

wicklungssysteme in den Hochschulen. Noch gar

nicht enthalten sind in diesen 1,1 Milliarden Euro

jährlich die notwendigen Mittel für Ersatz- und

Neuinvestitionen im Baubereich. Diese liegen ver-

mutlich um ein Vielfaches höher, denn die Bausub-

stanz vieler Hochschulen ist sehr marode, hier gibt

es einen großen Investitionsstau.

Diese Mittel zur Verbesserung der Lehre kann man

sich z. B. als eine „Qualitätskomponente“ im Hoch-

schulpakt II vorstellen. Wobei zunehmend disku-

tiert wird, dass die 5.500 Euro pro Studienplatz in

der „Quantitätskomponente“ des Hochschulpaktes

nicht ausreichen, aber immerhin zusätzliches Geld

in das System bringen. Im Hochschulpakt II sollte

diese Größe aber realistischer kalkuliert werden.

Ausgehend von diesen beiden Komponenten hieße

das, dass es im Hochschulpakt II auch Mittel für Per-

sonalaufwüchse geben müsste, die nicht kapa-

zitätswirksam werden, die nicht mit der Schaffung

neuer Studienplätze einhergehen, sondern der

Qualitätsverbesserung dienen. Es ist mir durchaus

bewusst, dass darin eine systematische Spannung

steckt, die administrativ und rechtlich schwer zu

handhaben ist, weil ein Teil des Instruments (Quan-

senschaftsrates zur Qualitätsverbesserung von Leh-

re und Studium –, die Finanzierungsfragen mit den

Fragen des Mentalitätswandels in den Hochschulen

zu verknüpfen. Anders ausgedrückt: Die finanziel-

len Zumutungen an die Politik müssen mit den 

kulturellen Zumutungen an die Hochschulen aus-

balanciert werden. Darum haben wir in unseren

Empfehlungen zur Qualitätsverbesserung von Leh-

re und Studium einen integrierten Ansatz gewählt,

der auf den unterschiedlichsten Systemebenen an-

setzt: bei den Lehrenden, bei den Studierenden, bei

den Institutionen des Hochschulsystems, bei den

Fächern und auch bei der Politik.1 Wesentliches Ziel

der Empfehlungen ist es, über die qualitativ hoch-

stehende Lehre in den Hochschulen dieselbe Repu-

tation erwerben zu können wie über die Forschung.

Diese Reputation muss ein wichtiges Kriterium sein

bei den Karrieren der Beteiligten, im institutionel-

len Selbstverständnis, auf der Ebene der Steuerungs-

instrumente und ganz alltäglich im Vollzug von

Lehre und Studium, in der Praxis der Labore, Biblio-

theken, Seminarräume und in den Hörsälen. Diese

Reputation kann man nicht kaufen, aber sie hat

finanzielle Voraussetzungen, Bedingungen ihrer

Ermöglichung gewissermaßen.

Den gesamten Finanzbedarf haben wir in zwei Pa-

pieren konkret beziffert, und zwar den Empfehlun-

gen zum arbeitsmarkt- und demographiegerechten

Ausbau des Hochschulsystems vom Jahre 2006 2

und in dem eben angesprochenen Papier zur Qua-

litätsverbesserung von Lehre und Studium vom Juli

2008. Darin haben wir beschrieben, welche Mittel

bis Mitte des nächsten Jahrzehnts für den Kapa-

zitätsaufbau von derzeit 1,9 auf 2,7 Millionen Stu-

dierende erforderlich sind. Diese Berechnung ist im

Lichte dessen, was z. Zt. diskutiert wird, ausgespro-

chen zurückhaltend. Die Prognosen, die wir damals

zugrunde gelegt hatten, werden von der Wirklich-

keit – wie man heute weiß – noch deutlich übertrof-

fen werden, und das heißt, auch die Finanzierungs-

bedarfe sind noch höher als seinerzeit berechnet.

Die Berechnung ist orientiert an den Zielwerten,

wie sie in der Schweiz zugrunde gelegt werden.

Dabei werden die Betreuungsrelationen fächer-

gruppenspezifisch betrachtet, denn manche Ver-

hältnisse sind zwar wünschenswert, aber schlicht

unrealistisch. Für die Verbesserung der Qualität der

Lehre haben wir eine Kalkulation für die Massen-

fächer in den Geistes-, Sozial- und Staatswissen-

schaften vorgenommen, der eine durchschnittliche



24

schaftspolitisch. Sie muss schnell geändert werden,

weil wir sonst ab 2011 in eine Situation kommen, in

welcher die Hochschulen durch zahllose NC verrie-

gelt sind und zugleich die doppelten Abiturjahrgän-

ge in den großen Flächenländern vor den Toren der

Hochschulen stehen. Die Probleme mit der man-

gelnden Kalkulierbarkeit der Studiennachfrage an

einer einzelnen Hochschule oder die Mehrfachbe-

werbungen von Studienbewerberinnen und -be-

werbern in unbegrenzt vielen verschiedenen Studi-

engängen sind für die einzelnen institutionellen

Akteure ohne Clearingstelle nicht in den Griff zu

bekommen. Aber auch die Differenzierung des

Hochschulsystems stellt neue Herausforderungen

an die Zulassungsverfahren. Die in der Exzellenz-

initiative für ihre Forschungsvorhaben ausgezeich-

neten Universitäten haben ein Interesse daran,

nicht überrannt zu werden von der wachsenden

Nachfrage nach ihren Studienangeboten. Sie wol-

len besonders gute Studienbedingungen anbieten

können und zugleich Kapazitäten ihrer Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler für die For-

schung freihalten. Zudem wäre es gesellschaftspo-

litisch inakzeptabel, wenn die von den Hochschulen

abgewiesenen Studienbewerberinnen und -bewer-

ber, indem sie sich einen Ausbildungsplatz im Dua-

len System suchten, einen Verdrängungswettbe-

werb für die Schulabsolventinnen und -absolventen

ohne Studienberechtigung in Gang setzten.

Ich schließe den Kreis der Argumente, indem ich

noch einmal auf die Differenzierung des Hochschul-

systems und die Exzellenzinitiative zurückkomme,

denn es muss vermieden werden, dass Forschung

und Lehre, Qualität und Quantität gegeneinander

titäten schaffen) auf kapazitativen Ausbau im Ge-

samtsystem zielt und ein anderer Teil (Qualität stei-

gern) auf die Deckelung des kapazitativen Ausbaus

am einzelnen Ort hinausläuft.

Neben den zusätzlichen Finanzen, die für die Quan-

tität und Qualität der Lehre benötigt werden, gibt

es aber weitere wichtige Maßnahmen, von denen

ich zwei herausgreife. Die eine betrifft die struktu-

relle Flexibilisierung der Personalstruktur, dafür

haben wir die Professur mit dem Tätigkeitsschwer-

punkt in der Lehre vorgeschlagen. Die andere

umfasst die notwendigen Veränderungen des Ka-

pazitätsrechts, genauer gesagt der Kapazitätsver-

ordnung. Das Thema ist sehr trocken, sehr wenig

attraktiv für Podiumsdiskussionen, sondern für Ex-

pertengespräche geeignet und ein Thema in erster

Linie der Länder. Aber wenn dieses Problem nicht

gelöst wird, bricht an dieser Stelle immer wieder

der Konflikt auf, der in den späten 1970er Jahren mit

„Untertunnelung“ beschrieben worden ist und von

dem ein beträchtlicher Teil der Reformbedarfe

herrührt, an denen wir jetzt herumlaborieren.

Über den Ausbau des Hochschulsystems haben wir

einen weitgehenden politischen Konsens zwischen

Wissenschaftspolitik und Wissenschaftsorganisa-

tionen. Er lässt sich beschreiben mit folgender For-

mel: 50% eines Altersjahrgangs mit Studienberech-

tigung, 40%Studienanfängerquote und 35%

Hochschulabsolventinnen und -absolventen. Wir

sind zwar auf gutem Wege, dieses Ziel in den nächs-

ten Jahren zu erreichen, aber dennoch ist die

gegenwärtige Situation beim Studienzugang inak-

zeptabel, und zwar technisch wie auch gesell-
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1 Wissenschaftsrat (Hg,), Empfehlungen zur Qualitätsverbes-

serung von Lehr und Studium, Juli 2008; abrufbar unter:

http://www.wissenschaftsrat.de/texte/8639-08.pdf (zuge-

griffen an 30.12.2008).

2 Wissenschaftsrat (Hg.), Empfehlungen zum arbeitsmarkt-

und demographiegerechten Ausbau des Hochschulsystems,

Januar 2006; abrufbar unter: http://www.wissenschaftsrat.

de/texte/7083-06.pdf (zugegriffen an 30.12.2008).

ausgespielt werden. Die Debatte verkürzt sich

öffentlich meist auf die kontrovers diskutierte Fra-

ge, wie viele durch Forschung herausragende Spit-

zenuniversitäten sich Deutschland leisten kann.

Meine Antwort darauf ist ganz schlicht: es müssen

weniger als 16 sein. Eine konkrete Zahl möchte ich

nicht nennen, weil ich die Exzellenzinitiative als

einen Ideenwettbewerb und Prozess, als eine Ent-

wicklungsgeschichte des deutschen Hochschulsys-

tems denke, mit einem offenen Ergebnis. Und die

Zahl der förderungswürdigen Universitäten wird

abhängen von der Qualität der Anträge und vom

Finanzierungsvolumen, das die Politik zu organisie-

ren imstande ist in den nächsten 12 bis 15 Monaten.

Und im Hinblick darauf, dass es sich um einen Pro-

zess der Entwicklung des Systems und der Institu-

tionen in diesem System, nämlich der Universitä-

ten, handelt, im Hinblick darauf wäre es völlig

kontraproduktiv, jetzt durch irgendwelche Zahlen

Deckelungen oder Entgrenzungsfantasien in Gang

zu setzen. Man kann gut beschreiben, dass die Gra-

duiertenschulen und die Exzellenzcluster eine For-

schungsintensivierung und eine Strukturentwick-

lung in den Hochschulen ermöglichen. Zugleich ist

völlig unübersehbar, dass die Strategieentwicklun-

gen der Universitäten als Institutionen durch die

dritte Förderlinie in der Exzellenzinitiative, also

durch die Zukunftskonzepte, nachhaltig befördert

worden sind, und zwar nicht nur in den neun Uni-

versitäten, die in dieser Förderlinie Geld bekom-

men, sondern auch in solchen, die bis jetzt dort

nicht gefördert werden. Darum sind wir – der Wis-

senschaftsrat und die Deutsche Forschungsge-

meinschaft, die wir in diesem Verfahren Hand in

Hand arbeiten – der Auffassung, dass die Exzellen-

zinitiative in allen drei Förderlinien weiterent-

wickelt werden muss. Und so verstehen wir auch

den SPD-Vorstandsbeschluss vom Anfang des

Monats September: Die Exzellenzinitiative bleibt in

ihren bisherigen Schwerpunkten erhalten, das

heißt ca. 70% der Mittel gehen in die Graduierten-

schulen und in die Exzellenzcluster, und ca. 30% der

Mittel gehen in die Zukunftskonzepte, und zwar im

Sinne von Proportionen, die die relativen Volumina

dieser drei Linien beschreiben.
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Die GEW fordert daher eine bedarfsgerechte Finan-

zierung der Hochschulen. Für die Schaffung von

mehr Studienplätzen brauchen wir nach Berech-

nungen der Hochschulrektorenkonferenz zusätzlich

mindestens 2,6 Milliarden Euro pro Jahr, für die Ver-

besserung der Lehre nach den Empfehlungen des

Wissenschaftsrats weitere 1,1 Milliarden. Die GEW

fordert von Bund und Ländern einen „Hochschul-

pakt II“, der garantiert, dass alle Studienberechtig-

ten tatsächlich einen Studienplatz und gute Studi-

enbedingungen bekommen.

Exzellente Lehre für alle – Öffnung statt Abschot-
tung der Hochschulen

Die GEW unterstützt alle Anstrengungen, das Be-

treuungsverhältnis zwischen Studierenden und Leh-

renden zu verbessern, warnt aber zugleich davor,

dies auf Kosten der Aufnahmekapazitäten der

Hochschule zu machen und auf diese Weise den

Mangel an Studienplätzen zu verschärfen. Nach der

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

schließt das in Art. 12 GG verankerte Recht auf freie

Wahl des Berufs und der Ausbildungsstätte das

Recht auf Hochschulzulassung ein.

Auch forschungsstarke Hochschulen wie die neuen

„Exzellenz-Universitäten“ dürfen sich nicht aus der

Verantwortung für die Lehre stehlen und von den Stu-

dierenden abschotten, sondern haben im Gegenteil

eine besondere Verantwortung, für mehr und besser

ausgebildete Fachkräfte zu sorgen. Die Kapazitätsver-

ordnung darf daher nicht abgeschafft werden, viel-

mehr muss sie durch einen bedarfs- und nachfra-

gegerechten Ausbau der Studienplätze und eine

Abschaffung des Numerus Clausus bedeutungslos

Die Lehre ist das Kerngeschäft der Hochschulen.

Tatsächlich aber hat die Forschung der Lehre längst

den Rang abgelaufen. Nicht die Anerkennung im

Hörsaal, sondern möglichst viele Publikationen mit

hohem „Impact-Faktor“ sorgen für eine hohe Repu-

tation von Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrern. Die erfolgreiche Einwerbung von Dritt-

mitteln ist ein entscheidender Faktor für eine

wissenschaftliche Karriere geworden – Drittmittel

können aber nur für die Forschung eingeworben

werden, gute Lehre bleibt auf der Strecke. Die För-

derung der Spitzenforschung durch die „Exzellenz-

initiative“ ist Bund und Ländern 1,9 Milliarden Euro

wert, den Wettbewerb „Exzellente Lehre“ statten

die Länder gerade mal mit 5 Millionen Euro aus,

weitere 5 Millionen Euro steuert der Stifterverband

für die Deutsche Wissenschaft bei.

Es ist Zeit für eine andere Prioritätensetzung in der

Hochschulpolitik. Die GEW fordert daher: Die Lehre

muss endlich in den Mittelpunkt! Wir brauchen eine

Qualitätsoffensive für gute Hochschullehre.

Mehr Geld für die Lehre – Bildung ist Zukunftsinves-
tition

Die GEW unterstützt die Debatte um eine Verbesse-

rung der Qualität der Hochschullehre, weist aber

zugleich entschieden alle Versuche zurück, die über-

fällige Qualitätsdebatte für ein Ablenkungsmanö-

ver zu missbrauchen. Ein wesentlicher Grund für zu

hohe Abbrecherquoten und zu lange Studienzeiten,

für Unzufriedenheit bei Studierenden und Lehren-

den, ist die anhaltende Unterfinanzierung der

Hochschulen.

Gute Bildung – 
Verbesserung von Lehre und Studium
Themenblock 1

Die Lehre in den Mittelpunkt!

Von Dr. Andreas Keller
Mitglied des Geschäftsführenden Vorstands der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW),

zuständig für den Vorstandsbereich Hochschule und Forschung
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nen ist die Voraussetzung dafür, Studium und Lehre

an den in der beruflichen und gesellschaftlichen

Praxis benötigten Kompetenzen auszurichten. Im

Projektstudium überwinden die Studierenden die

scharfe Abgrenzung von Lehrveranstaltungen, Zeit-

einheiten und Semester, lernen, im Team zusam-

menzuarbeiten und eigenständig Problemlösungen

zu entwickeln. Die Integration von theoretischem

Studium und praktischen Anteilen sorgt dafür, dass

beide Ausbildungsanteile sinnvoll aufeinander be-

zogen werden und sich wechselseitig befruchten.

Die GEW tritt für mehr Geschlechtergerechtigkeit

in Studium und Lehre ein. Studentinnen müssen

gleichermaßen wie Studenten gefördert und an

eine wissenschaftliche Laufbahn herangeführt

werden. Die Erkenntnisse der Gender-Forschung

sind sowohl in allen Studiengängen und Fachrich-

tungen zu verankern als auch zum Gegenstand spe-

zieller Gender-Studiengänge zu machen.

Studierbarkeit und Studierfreiheit sichern – 
Kurswechsel im Bologna-Prozess

Die Einführung der neuen Bachelor- und Masterstu-

diengänge, die Modularisierung und das Anrech-

nungspunktesystem ECTS müssen die Studierbar-

keit und Studierfreiheit stärken, statt sie in Frage zu

stellen. Derzeit ist an vielen Hochschulen das Ge-

genteil der Fall. Eine falsch verstandene Modulari-

sierung wird häufig zum Vehikel für eine Verschu-

lung und Verdichtung des Studiums. Ein Übermaß

an Prüfungen, Klausuren und Anwesenheitskontrol-

len entmündigt die Studierenden. Das Übermaß an

studentischem „workload“ geht mit Überlastung

und Verdruss vieler Dozentinnen und Dozenten einher.

gemacht werden. Exzellente Forschung sorgt nicht

automatisch für exzellente Lehre, aber exzellente Leh-

re bedarf exzellenter Forschung, wenn sie wirklich

eine wissenschaftsbasierte Ausbildung leisten soll.

Studierende ins Zentrum – auf Augenhöhe mit den
Lehrenden

Hochschullehre ist kein einseitiger Vorgang, in dem

es darum geht, Studierende mit vorgefertigtem

Wissen abzufüllen. Sie ist vielmehr ein Prozess, in

dem die Studierenden eine aktive Rolle spielen: als

selbstständige Produzenten ihres Wissens und als

Gruppe, deren Beteiligung für den Wissenschafts-

prozess und seinen Erkenntnisfortschritt konstitu-

tiv ist.

Die GEW fordert daher, die Studierenden ins Zen-

trum von Lehre und Studium zu stellen. Die Struktur

von Studiengängen und die Didaktik der Hochschul-

lehre haben sich nicht am Stoff, den die Lehrenden

in den Lernprozess einspeisen, sondern an den Lern-

ergebnissen, die Studierende hervorbringen, zu ori-

entieren. Die GEW fordert eine studierendenzen-

trierte Lehre, in deren Mittelpunkt die Kompetenzen

stehen, welche die Studierenden in ihrer künftigen

beruflichen und gesellschaftlichen Praxis benötigen.

Hochschule neu erfinden – innovative Lehr- und
Lernformen fördern

Studierendenzentrierte Lehre lässt sich nicht mit

den Methoden des 19. Jahrhunderts verwirklichen.

Die GEW tritt daher für die Förderung innovativer

Lehr- und Lernformen ein. Problemorientiertes Ler-
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beruflich verwertbare Fertigkeiten vermitteln sollte.

Insofern greift der verbreitete Begriff der „Beschäf-

tigungsfähigkeit“ (employability) zu kurz. Umgekehrt

würden die Hochschulen ihren Aufgaben aber auch

nicht gerecht, wenn sie völlig losgelöst von berufli-

chen Anforderungen an die Hochschulausbildung

einen zweckfreien Wissenskanon vermitteln wollten.

Die GEW fordert daher die Berufsbefähigung des

Hochschulstudiums in der Weise, dass dieses einer-

seits auf die berufliche und gesellschaftliche Praxis

Bezug nimmt und zugleich andererseits die Studie-

renden dafür qualifiziert, die Praxis auf wissen-

schaftlicher Grundlage kritisch zu reflektieren. Das

Studium muss die Studierenden auch befähigen, die

gesellschaftlichen Grundlagen und Rahmenbedin-

gungen der beruflichen Praxis sowie die Folgen der

Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse für

Menschen und Umwelt zu reflektieren.

Lehren kann man lernen – Gute Lehre ist ein Job für
Profis

Niemand kommt als guter Hochschullehrer auf die

Welt. Und eine gute Forscherin ist nicht automa-

tisch eine gute Lehrerin. Kompetenz in der Lehre

kann und muss erlernt werden – wenn die Hoch-

schulen nicht nur in der Forschung, sondern auch in

der Lehre exzellent sein sollen. Vermittlung und

Entwicklung von Kompetenzen in der Lehre müssen

daher gleichermaßen wie die Forschung von An-

fang an Gegenstand der wissenschaftlichen Lauf-

bahn sein, die auf den Hochschullehrerberuf oder

eine andere wissenschaftliche Berufstätigkeit an

Hochschulen vorbereitet.

Die Bildungsgewerkschaft GEW und ihre in der Leh-

re an Hochschulen tätigen Mitglieder bekennen sich

zum Grundsatz des lebenslangen Lernens als Be-

standteil ihres beruflichen Selbstverständnisses.

Selbstbildung, kollegiale und professionelle Weiter-

bildung sind zentral für die Entwicklung der Hoch-

schullehre. Es ist umgekehrt Aufgabe der Hoch-

schulen als Arbeitgeber, für ein ausreichendes

Weiterbildungsangebot zur Vermittlung und Ent-

wicklung von Kompetenzen in der Lehre zu sorgen.

Die Lehre als eine der Hauptaufgaben der Hoch-

schulen muss zum Dreh- und Angelpunkt ihrer Per-

sonalentwicklung und ihres Qualitätsmanage-

ments werden.

Die GEW fordert daher einen Kurswechsel im Bolog-

na-Prozess. Qualität und Partizipation gehen vor

Tempo! Nur eine Studienreform, die von der Über-

zeugung und Akzeptanz der Lehrenden, Lernenden

und der beruflichen Praxis getragen ist, wird nach-

haltigen Erfolg haben. Weil die Akzeptanz der neuen

Bachelorstudiengänge bei Studierenden und in der

beruflichen Praxis nicht von oben verordnet werden

kann, sondern von unten wachsen muss, brauchen

wir außerdem eine uneingeschränkte Durchlässig-

keit beim Übergang vom Bachelor- zum Masterstu-

dium. Weder Quote noch Note dürfen die Zulas-

sung zum Masterstudium beschränken.

„Du bist Experte“ – Studienreform und Qualitäts-
sicherung als Aushandlungsprozess

Was gute Lehre ist, kann nicht einseitig von der Kul-

tusbürokratie oder von Fachvertreterinnen und Fach-

vertretern bestimmt werden, sondern nur als Ergeb-

nis eines Prozesses, in den unterschiedliche Perspek-

tiven eingehen müssen: die der Lernenden ebenso

wie die der Lehrenden, die der beruflichen Praxis

(Arbeitgeber und Beschäftigte) ebenso wie die der

Wissenschaft. Die GEW versteht Studienreform und

die Sicherung der Qualität von Studium als Aushand-

lungsprozesse, in denen unterschiedliche Sichtwei-

sen und Interessen zum Ausgleich zu bringen sind.

Die GEW fordert daher eine Beteiligung von Lehren-

den, Studierenden, Arbeitgebern und Gewerkschaf-

ten an der Umsetzung des Bologna-Prozesses, an

der Reform der Studiengänge und Curricula und an

Qualitätssicherungsverfahren, insbesondere an der

Akkreditierung. Die Bildungsgewerkschaft bietet

dabei in doppelter Hinsicht ihre Expertise an: als

Vertreterin der beruflichen Praxis in Bildung, Erzie-

hung und Wissenschaft und als Vertreterin der Be-

schäftigten, die an den Hochschulen Lehre und Stu-

dienreform durchführen und gestalten.

Kritische Praxisorientierung statt „employability“ – 
umfassende Berufsbefähigung

Die Studierenden erwarten von den Hochschulen zu

Recht, dass die angebotenen Studiengänge berufs-

befähigend sind. Berufsbefähigung darf aber nicht

auf die verkürzte Vorstellung reduziert werden, dass

ein Hochschulstudium in erster Linie unmittelbar
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Diese Entwicklung ist weder im Interesse der Wis-

senschaftlerinnen und Wissenschaftler noch im In-

teresse der Qualität und Kontinuität der Lehre, auf

welche die Studierenden angewiesen sind. Die GEW

fordert daher: Schluss mit dem Missbrauch von

Lehraufträgen – überall dort, wo Lehrbeauftragte

faktisch dauerhaft Lehraufgaben wahrnehmen,

müssen reguläre Beschäftigungsverhältnisse ge-

schaffen werden. Der Lehrauftrag muss wieder auf

seine ursprüngliche Funktion zurückgeführt wer-

den: das grundständige Lehrangebot dort gezielt zu

ergänzen, wo Expertinnen und Experten aus der

beruflichen Praxis gefragt sind.

Gute Lehre muss sich lohnen – für eine Deutsche
Lehrgemeinschaft

Zurzeit können Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler im Wesentlichen nur für Forschungspro-

jekte Drittmittel einwerben. Da die Einwerbung von

Drittmitteln für die Reputation und Karrierechan-

cen von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern

eine hohe Bedeutung und sogar Einfluss auf die

leistungsorientierte Finanzierung der Hochschulen

hat, ist dies ein zentraler Faktor der die einseitige

Ausrichtung der Wissenschaftspolitik auf die For-

schung bedingt. Doch wie die Forschung ist auch

die Lehre an den Hochschulen auf Innovation und

Weiterentwicklung angewiesen. Wichtige Impulse

für Innovationen können von der Förderung von

Projekten ausgehen.

Die GEW spricht sich daher dafür aus, Innovationen

in Lehre und Studium durch die Vergabe von Dritt-

mitteln für die Lehre zu fördern. Wir schlagen die

Einrichtung einer Deutschen Lehrgemeinschaft vor,

die gemeinsam von Hochschulen, Lehrenden und

Studierenden getragen und verwaltet und von Bund

und Ländern finanziert wird. In allen Angelegenhei-

ten, insbesondere bei der Entscheidung über die

Vergabe der Drittmittel für die Lehre, sollten die

Studierenden ein paritätisches Mitbestimmungs-

recht haben.

Keine Lehre ohne Forschung – Lehrprofessuren sind
der falsche Weg

Die Kompetenz zu guter Lehre als Aufgabe aller

Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer zu be-

greifen, schließt eine Differenzierung in Lehr- und

Forschungsprofessuren aus. Die vom Wissenschafts-

rat empfohlene Etablierung ganzer Karrierewege

für Lehrprofessuren bis hin zur Schaffung von Lehr-

juniorprofessuren dürfte jedoch dazu führen, dass

sich die übrigen Professorinnen und Professoren als

Forschungsprofessorinnen und -professoren verste-

hen und die Verantwortung für gute Lehre an die

Lehrprofessuren abschieben und damit gerade

nicht zu der dringend erforderlichen Aufwertung

der Lehre beitragen.

Die GEW spricht sich daher gegen die vom Wissen-

schaftsrat vorgeschlagene Etablierung von Lehrpro-

fessuren aus. Dies schließt nicht aus, sondern ist im

Gegenteil die Voraussetzung dafür, das individuelle

Zeitbudget von Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftlern flexibel auszuhandeln, ohne dadurch ein-

dimensionale Spezialisierungen und berufliche

Sackgassen zu etablieren. Das schließt ausdrücklich

ein, auch das bisherige System einer starren und

pauschalen Regelung der Lehrverpflichtung fle-

xibler handhaben zu können, aber eben ohne spe-

zialisierte Qualifizierungslaufbahnen für For-

schungs- und Lehrpersonal zu etablieren.

Gute Lehre und gute Arbeit – zwei Seiten einer
Medaille

Wer eine exzellente Qualität der Forschung und

Lehre an unseren Hochschulen möchte, darf über

die Qualität der Arbeits- und Beschäftigungsbedin-

gungen nicht schweigen. Gute Lehre und gute

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für das

wissenschaftliche Personal sind zwei Seiten einer

Medaille. Doch die Realität läuft diesen Anforde-

rungen zuwider: Lehraufträge statt tariflich gere-

gelter Arbeitsverhältnisse, Fristverträge mit immer

kürzeren Laufzeiten, Halbierung, Drittelung und

Viertelung von Stellen – viele Hochschulen versu-

chen, den von der Kultusministerkonferenz prog-

nostizierten „Studierendenberg“ mit prekären

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen für das

wissenschaftliche Personal abzutragen.
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müssen, dass die Hochschulen diese Qualitäten

gegen marktradikale, ökonomistische und neolibera-

le Deformationen erhalten können. Die zugespitzte

Alternative steht im Raum: Bleiben die Hochschulen

Bildungs- und Forschungsinstitutionen der öffentli-

chen Daseinsvorsorge, so die sozialdemokratische

Lesart, oder werden sie zu Qualifizierungs- und Ent-

wicklungsfirmen im ökonomischen Wettbewerbssy-

stem, so die marktradikale Verheißung. Die Einheit

von Forschung und Lehre hatte in Bezug auf das

Selbstverständnis bis in die Struktur der Hochschulen

hinein allerdings auch ihre Probleme und hat sie

immer noch. Was Einheit von Forschung und Lehre

sein soll, hat sich in der Praxis noch immer nicht in

der gemeinsamen Wertschätzung von Forschung

und Lehre niedergeschlagen. Die Forschung stand

und steht noch bei allzu vielen Hochschullehrern ein-

deutig vor der Lehre. Die Debatten in den Leserbrief-

seiten der FAZ lassen grüßen. Mit dem Bologna-Pro-

zess und der Debatte um zukünftige akademische

Fachkräfte ist hier eine massive Gegenbewegung

eingetreten. Sie muss jetzt durchgetragen werden

hin zu dem Anspruch, dass gerade aus dem Bologna-

Prozess heraus nicht Verschlechterungen von Studi-

enbedingungen und Lehrqualität, sondern eben aus-

drücklich Verbesserungen erwachsen müssen.

3.
Aus der Geschichte von Ordinarienherrlichkeit hat

sich im Selbstverständnis vieler auch abgeleitet,

dass für Lehre entweder persönliche Begabung aus-

reicht oder ein didaktisch-methodisches Notpro-

gramm. Auch hier findet zum Glück ein Umdenken

statt, bei dem es nicht mehr anstößig ist, dass es

Probevorlesungen gibt, dass Professorinnen und

Professoren nach ihrer methodisch-didaktischen

Qualifikation gefragt werden, dass exzellente Lehre

1.
„Und endlich seid Ihr angekommen!“ – so möchte

man gegenüber all denen feststellen, die sich mit der

Verbesserung von Lehre und Studium jetzt profilie-

ren. Es ist noch nicht lange her, da wäre es ein bil-

dungspolitisches Sakrileg gewesen, hätten sich Bun-

despolitiker zu guter Lehre an den Hochschulen

geäußert. Und es wäre ein Verrat an der Professoren-

schaft gewesen, wenn sich eine Hochschulrektoren-

konferenz und ein Wissenschaftsrat Gedanken darü-

ber gemacht hätten, wie Lehre an den Hochschulen

für alle endlich in den Mittelpunkt von Hochschulpo-

litik gerückt werden kann. Dass diese Zeiten nun vor-

bei sind, kann jeden, der ein echtes Interesse am Stu-

dienerfolg der Studierenden hat, deshalb nur

nachdrücklich freuen. Es ist eine Schlüsselfrage für

die Zukunftsfähigkeit des deutschen Hochschulwe-

sens, das Wachsen der Studierendenzahlen und die

innere Erneuerung der Hochschulen, d. h. die demo-

graphisch bedingte Quantität und die politisch

gewollte Qualität jetzt konsequent möglich zu

machen. Der seinerzeitige Kampf um die soziale Öff-

nung der Hochschulen durch die sozialliberale Koali-

tion in den 1970er Jahren und der Bildungsaufbruch

mit Willy Brandt müssen jetzt – 40 Jahre später –

eine Fortsetzung erfahren durch den Kampf um eine

bessere Hochschule mit exzellenter Lehre für alle.

2.
Das Selbstverständnis der deutschen Hochschule

steht traditionell unter dem immer noch fortschritt-

lichen Diktum Wilhelm von Humboldts von der Ein-

heit von Forschung und Lehre. In dieser Einheit ver-

körpert sich ein Ideal von Aufklärung, Emanzipation

und Autonomie, das die Hochschulpolitik auch für

die Zukunft nicht aufgeben sollte. Gerade die SPD als

Fortschrittspartei wird immer wieder dafür kämpfen

Gute Bildung – 
Verbesserung von Lehre und Studium
Themenblock 1

Acht Zwischenrufe für eine politische Offensive

Von Dr. Ernst Dieter Rossmann
Mitglied des Deutschen Bundestages, stellvertretender Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung

der SPD-Bundestagsfraktion
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litätsverbesserung von Lehre und Studium vorgelegt

hat, kann man diesen aus sozialdemokratischer Sicht

nur nachhaltig zustimmen. Die Breite der Empfeh-

lungen zeigt gleichzeitig die Komplexität auf, in der

politisch zu agieren sein wird. Wir brauchen eine

neue Gestaltung von Studium und Lehre, was die

Lehr- und Studienangebote in ihrer Struktur und

Qualität angeht. Das Lehrpersonal muss besser aus-

gestattet und unterstützt werden. Je mehr Studie-

rende sich engagieren und beteiligen und je mehr die

Lehrenden positiv motiviert und kreativ sind, umso

effektiver kann diese neue Gestaltung von Studium

und Lehre in der Breite wirken. Die Professionalisie-

rung der Lehrtätigkeit wird damit nicht zum An-

schlag auf die akademische Qualität, sondern sie ist

eine notwendige Voraussetzung für die Verbesse-

rung der Qualität in Forschung und Lehre. Gute Lehre

gehört zum beruflichen Selbstverständnis zwingend

hinzu. Qualifizierung vor der Lehrtätigkeit ist die

beste Garantie, dass auch weitere Qualifizierung in

der Lehrtätigkeit selbst stattfindet. Dazu braucht es

Instrumente der Qualitätsbewertung von Studium

und Lehre genauso wie eine institutionelle Verant-

wortung in den Hochschulen selbst für bessere Lehre

und ein entsprechendes Qualitätsmanagement wie

einen Ausbau von hochschulischen Fortbildungsein-

richtungen und entsprechenden Fachzentren. Die

Empfehlungen des Wissenschaftsrates sind hierfür

der Master-Plan.

6.
Die breit gefächerten Ansätze des Wissenschaftsra-

tes laufen allerdings ins Leere, wenn eine Grundvor-

aussetzung von Seiten der Politik nicht beachtet

und eingelöst wird. Die Hochschulen müssen besser

ausgestattet werden, was das Personal und auch

die baulichen Kapazitäten angeht. Konkret: Wenn

die Studierendenzahlen absehbar von jetzt ca. 1,9

Millionen um 300.000 anwachsen und wir sogar

anstreben, die Studierendenquote auch darüber

hinaus auszubauen, wird dieses nicht zum Nulltarif

gehen können. Zahlen, wie sie der Wissenschaftsrat

nennt, von bis zu 1,1 Milliarden für die Qualitätsver-

besserung der Lehre und bis zu 6 Milliarden über

die nächsten Jahre zum Ausbau der Hochschulka-

pazitäten, sind dann aber keine Wunschzahlen, son-

dern reale politische Messlatten. Sie müssen jetzt

gemeinschaftlich von Bund und Ländern im Sinne

öffentlicher Bildungsfinanzierung zwingend einge-

löst werden. Ohne diese Grundlagen ist alles ande-

re nicht machbar.

genauso wichtig ist wie exzellente Forschung und

es kein Anschlag auf das Selbstverständnis von

Hochschullehrerinnen und -lehrern darstellt, wenn

sie sich genauso wie Lehrerinnen und Lehrer und

andere Pädagoginnen und Pädagogen mit Qualifi-

zierung und mit einer methodischen Verbesserung

ihrer Lehrfertigkeiten auseinandersetzen. Unter

diesem Gesichtspunkt findet auch das Schlagwort

der „Offenen Hochschule“ eine ganz andere Bedeu-

tung. Geschlossene Türen bei Lehrveranstaltungen

an den Hochschulen sind genauso abschirmend und

letztlich kontraproduktiv wie geschlossene Türen

an Schulen es sind. Offene Hochschule muss heißen,

dass man sich offen im Kollegenkreis austauscht

und miteinander und voneinander lernt, was Ver-

besserung der Lehre bedeutet. Ein Professorenbild

dieser Art würde dann auch tatsächlich die Einheit

von Forschung und Lehre in der Person einlösen. Von

Humboldt würde im 21. Jahrhundert dann nicht in

einigen wenigen exzellenten Hochschulkoryphäen

von legendärem Zuschnitt, sondern in dem Selbst-

verständnis und der Hochschulpraxis des „Profes-

sors als Hochschullehrer“ im besten Sinne des Wor-

tes fröhlich Wiederauferstehung feiern können.

4.
Manche Wege sind lang. Umso mehr dürfen wir uns

darüber freuen, dass sich die Hochschulrektoren-

konferenz ebenso wie der Wissenschaftsrat als die

bedeutendsten Institutionen, die es in Deutschland

zur Hochschulpolitik jenseits der Exekutiven und

Legislativen von Bund und Ländern gibt, intensiv

mit einer Verbesserung der Lehre auseinanderge-

setzt und konstruktive Vorschläge gemacht haben.

Die Umsetzung wird allerdings nicht leicht werden.

Hochschulpolitik für die Zukunft muss sich hier um

ein echtes Bündnis bemühen, an erster Stelle mit

den Studierenden. Angesichts des akademischen

Fachkräfte- bzw. Forschungs- und Wissenschaftsbe-

darfs der Zukunft dürfen nicht länger kostbare Zeit

und wertvolle Ressourcen an Hochschulen durch

schlechte Organisation verschwendet werden. Nicht

nur Schulabbruch und Ausbildungsabbruch, son-

dern eben auch Studienabbruch ist ein Problem. Vor

allem muss es darum gehen, über Gute Lehre eine

Wiederbelebung der besonderen Qualität des aka-

demischen Studiums sicherzustellen.

5.
Wenn der Wissenschaftsrat in diesen Tagen eine um-

fangreiche Denkschrift von Empfehlungen zur Qua-
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jeweils 1,5 Millionen Euro per anno gefördert wer-

den. Auf lange Sicht soll es 20 solche Fachzentren

zur Innovation und Reform von Studium und Lehre

geben. Die Zielperspektive von fünf bis sieben Jah-

ren Aufbauphase wird allerdings dem Anspruch, mit

dem Hochschulpakt II bis 2015 fast 300.000 zusätz-

liche Studienanfänger aufzunehmen, die Studien-

abbruchszahlen zu reduzieren und ein besseres Stu-

dium für alle zu ermöglichen, in keiner Hinsicht

gerecht. Dass der Bund hier energische Vorstöße

macht und Kooperationen anbietet, ist ein konkre-

tes Projekt, an dem sich gleichzeitig messen lassen

wird, welches Gewicht Bund und Länder Guter Leh-

re für die Zukunft tatsächlich geben werden.

8.
Der Lissabon-Prozess vom Jahr 2000, nach dem

Europa und damit auch Deutschland über das Jahr-

zehnt zum leistungsstärksten wissens- und bil-

dungsbasierten Wirtschaftsraum der Welt werden

sollten, hat große Vorsätze gehabt. Die Praxis hinkt

hinterher. Wir sind noch nicht so weit, dass 3% für

Forschung bereitgestellt werden, und auch die 7%

für Bildung sind noch weiter Ferne. Die Differenz

von 40 Milliarden steht im Raum. Die politische

Kunst wird sein, die Schließung dieser Lücke mit an-

deren Erfordernissen, zum Beispiel konjunktureller

Art zu verknüpfen. Die Forderung ist deshalb: Wir

brauchen ein abgestimmtes Bildungsinvestitions-

programm zwischen Bund und Ländern, bei dem die

bauliche Sanierung der Hochschulen (Sanierungs-

bedarf insgesamt bei 15 Milliarden Euro nach Auf-

fassung des Wissenschaftsrates), die auskömmliche

Finanzierung eines qualitativen Hochschulpaktes II

und ein Generalprogramm für Gute Lehre in ein

nachhaltiges Konjunktur- und Zukunftsinvestitions-

programm mit einbezogen werden. Ein BIP, d. h. ein

Bildungsinvestitionsprogramm, ist nämlich nicht

nur namensgleich mit dem BIP für Bruttoinlands-

produkt. Das eine BIP und das andere BIP sind auch

richtungsgleich, denn wir wissen, dass die Wirtschaft

der Zukunft, und damit die Höhe des Bruttoinland-

sproduktes in Deutschland, von der Leistungsfähig-

keit des Bildungs- und Wissenschaftssystems ab-

hängig sind. Die Zeit ist reif, jetzt in einer großen

Gemeinschaftsanstrengung unsere Hochschulen

und somit unser Land hier voran zu bringen. Wir

haben keine Zeit mehr zu verschenken.

7.
Kann und darf der Bund hier etwas tun? Sind Bun-

despolitiker, wenn sie sich in diese Debatte um Gute

Lehre einbringen, auf dem falschen Terrain unter-

wegs? Aus praktischer Erfahrung mit der CDU/CSU

in der laufenden Legislaturperiode können da Zwei-

fel aufkommen. Konkrete Anknüpfungspunkte

sehen wir von Seiten der SPD-Bundestagsfraktion

an drei Stellen:

Konkrete Anknüpfungspunkte hat der Bund dort,

wo ihm unstreitig nach der Verfassung bildungspo-

litische Rechte zustehen. Diese liegen nach Art. 91 b

GG unzweifelhaft in der Förderung der Bildungsfor-

schung. Hier kann und muss sich der Bund massiv

engagieren, um über Bildungsforschung Grundla-

gen für eine Gute Lehre an den Hochschulen zu le-

gen, so dass entsprechende Konzepte von Qualitäts-

management, von Didaktik und Methodik, von

Professionalisierung der Guten Lehre mit entwi-

ckelt und breit umgesetzt werden können.

Der Hochschulpakt II muss auch ein Pakt für Gute

Lehre werden, indem er inhaltlich deutlicher und

klarer strukturiert wird als der Hochschulpakt I. Das

bezieht sich auf die über 300 Hochschulen, die wir

in Deutschland haben, und es bezieht sich auch auf

die Spitzenuniversitäten und exzellenten Fachbe-

reiche, die in Zukunft zwingend mit nachweisen

müssen, dass sie Exzellenz in der Lehre beispielhaft

praktizieren. Diese Exzellenz dann aber darüber zu

gewinnen, dass die Zugänglichkeit von Studiengän-

gen massiv durch einen numerus clausus begrenzt

ist, wird von der sozialdemokratischen Seite nicht

geteilt. Bei Guter Lehre geht es schließlich nicht um

wenige exzellente Studierende; es muss um alle

Studierenden gehen.

Nach langem Streit in den vergangenen Jahren in

der Hochschulpolitik zwischen konservativer und

sozialdemokratischer Seite war es letztlich möglich,

dass der notwendige Bologna-Prozess über ein vom

Bund finanziertes Kompetenzzentrum mit beglei-

tet werden konnte. Speziell der hessische Minister-

präsident Koch als Radikal-Föderalist hatte sich lan-

ge Zeit gegen eine solche Bundesbeteiligung

gewehrt. An diesem Projekt lässt sich anknüpfen,

auch im Sinne von Art. 91 b (2) GG, was die Förde-

rung der Wissenschaft angeht. Der Wissenschaftsrat

schlägt vor, nach dem Vorbild Englands Fachzentren

in Deutschland einzurichten. Diese Fachzentren, von

denen es in England 24 gibt, sollen in Deutschland

in einer Größenordnung von zehn Zentren in den

nächsten fünf bis sieben Jahren eingeführt und mit
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triert werden und ihr volles Potential nicht aus-

schöpfen können.

Die Studienstrukturreform hat die Lehrqualität ver-
schlechtert

Die Lehre an den Hochschulen ist aber noch auf-

grund anderer Aspekte mangelhaft. Doch um diese

Aspekte geht es in der Debatte um die Lehrqualität

erstaunlicherweise kaum. Die im Grundansatz be-

grüßenswerte Studienstrukturreform wurde näm-

lich dazu genutzt, neben der Studienstruktur auch

die Lern- und Lehrkultur an den Hochschulen zu

verändern. Dies war wohlgemerkt kein Bestandteil

des sogenannten „Bologna-Prozesses“, sondern

fand nur zeitgleich mit dessen Umsetzung statt:

1. Zunächst sind die Lerninhalte nun größtenteils

genau vorgeschrieben, wodurch die Auswahl ein-

geschränkt wurde. War früher nur vorgegeben, in

welchen Bereichen man wie viele Lehrveranstal-

tungen absolvieren musste, wird man heute häu-

fig in Kurse eingeteilt. Persönliche Interessen

oder auch eine inhaltliche Profilentwicklung blei-

ben so völlig auf der Strecke. Wenn der Anteil an

Lehrveranstaltungen, die pflichtgemäß abgeses-

sen werden müssen, im Verhältnis zu den Lehr-

veranstaltungen, die als spannend empfunden

werden, steigt, führt das dazu, dass die durch-

schnittliche Motivation sinkt. Gleichzeitig lernen

Studierende nicht mehr, sich kritisch mit Lehrin-

halten auseinander zu setzen.

2. Die Arbeitsbelastung an den Hochschulen ist

deutlich gestiegen. Das hängt oft damit zusam-

men, dass die Studiendauer gestrafft, die Lernin-

halte aber nicht entsprechend angepasst wurden.

Die Anforderungen sind in vielen Studiengängen

Die Hochschulausbildung ist mangelhaft

Die Lehre an den Hochschulen entspricht schon seit

längerer Zeit nicht mehr qualitativ hohen Stan-

dards. Während bis vor einiger Zeit vor allem über

Aspekte diskutiert wurde, die die Quantität der

Hochschulausbildung betrafen, also die Anzahl der

Studienplätze oder die Art der Auswahlverfahren,

rückt seit einiger Zeit die Qualität der Hochschul-

lehre in den Mittelpunkt – eine begrüßenswerte

Entwicklung. Die Diskussion zeigt, dass große Einig-

keit über politische Lager hinweg und in unter-

schiedlichsten Interessenvertretungsorganisatio-

nen, von Studierenden- bis Wirtschaftsverbänden,

bezüglich der Tatsache herrscht, dass es nicht nur

darum gehen kann, irgendwie ein Studium zu ab-

solvieren. Notwendig ist umfassendes, wissen-

schaftliches und kritisches Lernen. Als Ausprägun-

gen einer qualitativ unzureichenden Lehre werden

häufig die unsystematische bzw. nicht vorhandene

Ausbildung der HochschullehrerInnen, die schlech-

ten Betreuungsrelationen, also die Anzahl der Stu-

dierenden pro HochschullehrerIn, die veraltete In-

frastruktur der Hochschulen und die unzureichende

Ausstattung mit modernen Lehrmaterialien ge-

nannt. Und tatsächlich führen diese Faktoren dazu,

dass unglaublich große Reibungsverluste an den

Hochschulen entstehen. Anstatt sich auf das We-

sentliche – das Lernen und Lehren – konzentrieren

zu können, müssen DozentInnen hohe Verwaltungs-

hürden überwinden und Studierende ihre Zeit in

Veranstaltungen verschwenden, von denen sie auf-

grund der Überfüllung sowieso nicht profitieren

können. Das alles sind bekannte Missstände, die

schon seit langem existieren und die dringend be-

seitigt werden müssen. Das würde sich langfristig

auch auszahlen, denn schlechte Lern- und Lehrbe-

dingungen führen dazu, dass alle Beteiligten frus-

Gute Bildung – 
Verbesserung von Lehre und Studium
Themenblock 1

Die Qualität der Lehre verbessern – was tun?

Von Julian Zado
Mitglied im Bundesvorstand der Juso-Hochschulgruppen
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ist und nur Forschung Reputation bringt. Dieser Pro-

zess wird jedoch nicht von alleine kommen. Nötig

sind Anreize, die dazu führen, dass Hochschullehre-

rInnen gar nicht anders können, als der Lehre eine

hohe Priorität einzuräumen. Deshalb muss die Qua-

lität der Lehre durch die Beteiligung von Studieren-

den im Berufungsverfahren eine größere Bedeu-

tung erhalten, muss die W-Besoldung genutzt

werden, um gute Lehre zu honorieren und es müs-

sen regelmäßige, systematische Lehrevaluationen

durchgeführt werden, die dann auch veröffentlicht

werden.

Ebenfalls erforderlich ist ein hoher wissenschaftli-

cher Praxisbezug, also idealerweise die Beteiligung

an wissenschaftlichen Projekten. Der Umfang muss

dabei in einem Rahmen bleiben, der eine wirkliche

kritische Auseinandersetzung und ein Nachdenken

über den Stoff ermöglicht. Es geht nicht darum, die

Arbeitsbelastung auf ein Minimum zu reduzieren.

Es ist klar, dass ein Hochschulstudium einen erheb-

lichen Zeitaufwand voraussetzt. Aber es darf nicht

sein, dass keine Zeit bleibt, sich wirklich mit einem

Thema zu beschäftigen und den einen oder ande-

ren zusätzlichen Text zu lesen, weil man schon wie-

der damit beschäftigt ist, einen durch die DozentIn

verbindlich vorgegebenen Reader für die nächste

Prüfung auswendig zu lernen. Aufgrund der Fülle

des Stoffes in den einzelnen Fächern bedeutet dies

zwangsläufig auch, dass auf Basis einer ausgewo-

genen inhaltlichen Grundlage ein Schwerpunkt

auch auf der Vermittlung von Methoden und Kom-

petenzen liegen muss.

Unabdingbare Voraussetzung guter Hochschulbil-

dung ist ein positives Lernklima. Niemand kann un-

ter beständiger Angst, dass die Noten nicht für die

Master-Zulassung ausreichen, gut lernen. Auch eine

Abschaffung der Beschränkung des Zugangs zu

Master-Studienplätzen oder, positiv formuliert, ein

Rechtsanspruch auf einen Master-Studienplatz

würde deshalb erheblich zu einer Verbesserung der

Lehrqualität beitragen.

Die Reformen der letzten Jahre müssen reformiert
werden

Wie eingangs erwähnt muss der Verbesserung der

Lern- und Lehrbedingungen an den Hochschulen

eine hohe Priorität eingeräumt werden. Wir brau-

selbst für Studierende ohne Nebenjob kaum noch

zu bewältigen.

3. Die Prüfungsbelastung nimmt dramatisch zu. Fast

alle Lehrveranstaltungen werden inzwischen mit

Prüfungen abgeschlossen. Oft ist sogar für Veran-

staltungen mit „aktiver Teilnahme“ noch irgend-

eine Prüfung vorgesehen. Ebenso sind oft Arbeits-

leistungen wie Referate, Essays, mitunter aber

auch „Vor-Klausuren“ Voraussetzung, um dann

an der „richtigen“ Abschlussprüfung teilnehmen

zu dürfen. Da alle Noten auch noch in die Ab-

schlussnote einfließen und diese wiederum ent-

scheidend für einen guten Job oder eine Master-

Zulassung ist, steigt der Druck auf ein früher an

Hochschulen kaum vorstellbares Niveau an.

Diese Punkte und viele andere Aspekte, die bei der

Umsetzung von Bachelor und Master nicht geglückt

sind, führen dazu, dass viele neue Studiengänge als

schlicht nicht studierbar einzuschätzen sind.1 Das

ist kein vom Thema Lehrqualität losgelöster Aspekt,

sondern muss ein entscheidender Bestandteil einer

Diskussion über gute Hochschulbildung sein. Wenn

man in einem Studium nur noch unter Druck steht

und die Lerninhalte vorgesetzt bekommt, um sie

dann auswendig zu lernen, dann kann von einem

wissenschaftlich-kritischen Studium, dann kann

von guter Hochschulbildung keine Rede sein.

Was sind Anforderungen an gute Hochschulbildung?

Gute Hochschulbildung muss zum selbstständigen

Lernen anleiten und anregen. Ziel muss es sein, den

Studierenden die Grundlagen einer Disziplin zu ver-

mitteln und gleichzeitig einen „Zugang“ zu den

wissenschaftlichen, kritischen, diskussionswürdi-

gen Aspekten zu vermitteln. Das bedeutet, dass ne-

ben einem festen „Grundgerüst“ vor allem die Viel-

falt der Lehrangebote im Vordergrund stehen muss.

Studierende müssen die Möglichkeit haben, selbst

Schwerpunkte zu setzen. Das bedeutet auch, dass

das Lehrpersonal an den Hochschulen aufgestockt

werden muss, damit viele Lehrangebote – vorzugs-

weise in kleineren Gruppen – ermöglicht werden

können. Dieses Lehrpersonal muss – da ist den Emp-

fehlungen des Wissenschaftsrats voll zuzustimmen –

besser ausgebildet werden. Aber auch regelmäßige

Fortbildungen sind wichtig. Darüber hinaus muss

aber auch bei HochschullehrerInnen ein Umdenken

hin zur Einstellung einsetzen, dass Lehre kein Übel
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1 Näheres und Belege hierfür unter www.studierbarkeit.dechen mehr DozentInnen, die besser ausgebildet und

motiviert sind, wir brauchen eine moderne Infra-

struktur und wir brauchen moderne Lernmittel. Die

Politik muss die hierfür erforderlichen Mittel bereit-

stellen. Der Wissenschaftsrat hat mit seinen – aller-

dings aus meiner Sicht zu bescheidenen – Berech-

nungen nachgewiesen, dass es hierbei um

durchaus finanzierbare Größenordnungen geht.

Der sogenannte „Bildungsgipfel“ hat jedoch

gezeigt, dass der Weg dorthin noch weit ist. Auf-

grund der Blockade durch die Unionsministerpräsi-

denten ist nicht einmal beschlossen worden, dass

die Bildungsausgaben bei einer sinkenden Anzahl

von Personen im Bildungssystem in den nächsten

Jahren („demographische Rendite“) wenigstens

konstant bleiben. Was wir brauchen, ist aber eine

Erhöhung der Ausgaben, denn wir müssen mehr

SchulabgängerInnen zu einem Studium bewegen

und deshalb auch die Anzahl der Studienplätze

erhöhen. Alles andere ist politische Unvernunft. Die

Debatte darf da aber nicht aufhören. Die politisch

Verantwortlichen in den Ministerien und an den

Hochschulen müssen sich endlich kritisch der

Umsetzung des Bologna-Prozesses widmen und

dürfen nicht mehr alles laufen lassen. Durch die

mangelhafte Umsetzung geht Vieles an den Hoch-

schulen kaputt. Noch ist es nicht zu spät. Es muss

endlich mit einer sinnvollen Gestaltung des Bolo-

gna-Prozesses begonnen werden.
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Die genannten Erhebungen erfassen jedoch nur die

abgeschlossenen Promotionen, die leicht zu zählen

sind. Die Gesamtzahl der Promovierenden konnte in

den letzten Jahren dagegen nicht konsequent erho-

ben worden, da eine Meldung nicht allerorts erfor-

derlich war. Ich selbst besuchte während meiner Pro-

motionsphase die Universitäten in Köln, Mainz und

Tübingen. An der Universität Heidelberg, an der ich

letztlich promovierte, war ich während dieser vier Jah-

re allerdings nie als Doktorand gemeldet. Da es heute

mehr und mehr verpflichtend ist, sich an seiner Uni-

versität als Doktorand/in anzumelden, wird die Ge-

samtzahl der Promovierenden in Zukunft leichter zu

erheben sein. Bisher fehlen aber verlässliche Daten.

Trotzdem lässt sich die Gesamtzahl abschätzen, in-

dem man die Anzahl der Abschlüsse innerhalb eines

Jahres von circa 25.000 mit der durchschnittlichen

Promotionsdauer von etwa vier Jahren multipliziert.

Daraus ergibt sich, dass es in Deutschland etwa

100.000 Promovierende gibt. Hierbei handelt es

sich aber um eine Hochrechung, die allein auf den

abgeschlossenen Promotionen fußt. Die Gesamt-

zahl, die auch die Abbrecher mit einschließt, muss

weitaus höher liegen. Insgesamt reden wir also über

mehr als 100.000 Promovierende in Deutschland! 

Quantitativ ist somit deutlich, dass die Promovie-

renden kaum als bedroht eingestuft werden 

können. Wie sieht es aber mit der Qualität des Wis-

senschaftlichen Nachwuchses aus? Erhebungen

zeigen, dass die Mehrzahl der Promotionen zwar

mit sehr gut (magna cum laude) und sogar ausge-

zeichnet (summa cum laude) abgeschlossen wer-

den. Da die Vergabepraxis der Noten sowohl in den

Fächern als auch in den Hochschulen sehr unter-

schiedlich gehandhabt wird, ist dies aber kaum ein

belastbares Kriterium. Etwas deutlicher sind dage-

Der Ausdruck „schützenswerte Art“ ist uns aus den

Bereichen Zoologie und Botanik vertraut. Dabei

beinhaltet das Attribut „schützenswert“ zwei Di-

mensionen: Zum einen besitzt es einen quantitati-

ven Aspekt und kennzeichnet eine Art, die vom Aus-

sterben bedroht ist. Zum anderen existiert ein

qualitativer Aspekt, der beinhaltet, dass eine Art

einen besonderen Nutzen für ihr natürliches Um-

feld, also andere Lebewesen, hat.

Im Folgenden möchte ich der Frage nachgehen, ob

eines der Kriterien auf den Wissenschaftlichen

Nachwuchs zutrifft. Dabei verstehe ich unter „Wis-

senschaftlichem Nachwuchs“ insbesondere die Pro-

movierenden. Wenngleich nur ein geringer Teil der

Promovierten in der Forschung bleibt, so ist die Pro-

motion doch die erste Phase einer selbstständigen

wissenschaftlichen Beschäftigung.

Beginnen wir mit der Frage nach der Quantität des

Wissenschaftlichen Nachwuchses:Wie viele Promo-

vierende gibt es in Deutschland? Laut Erhebungen

des Statistischen Bundesamts beträgt die Anzahl

der jährlich abgeschlossenen Promotionen seit

Ende der 1990er konstant etwa 25.000. Dieser Wert

ist im internationalen Vergleich sehr hoch. Ver-

gleichsdaten der OECD zeigen, dass Großbritannien

mit etwa 15.000 und Frankreich mit 8.000–10.000

Promotionen im gleichen Zeitraum weit hinter

Deutschland liegen. Somit schließen in Deutschland

genauso viele Promovierende ihre Verfahren ab wie

in beiden Ländern zusammen. Spanien und Italien

sind auch aufgrund ihrer geringeren Größe mit

6.000–8.000 und 4.000–6.000 Promotionen noch

weiter abgeschlagen. Im Vergleich zu diesen Län-

dern promovieren in Deutschland vier- bis fünfmal

so viele Graduierte.

Hochschulen und die Entwicklung 
von Wissenschaft und Forschung
Themenblock 2

Der Wissenschaftliche Nachwuchs – eine schützenswerte Art?

Von Dr. Marcus Müller
Bundesvorsitzender von Thesis – Interdisziplinäres Netzwerk für Promovierende und Promovierte e. V.
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2. Chancengleichheit

Als zweiten Punkt möchte ich das Thema Chancen-

gleichheit ansprechen. Hierunter versteht man oft-

mals nur die Gleichberechtigung der Frauen, viel-

leicht noch die Bedingungen für Behinderte und

chronisch Kranke. Im weiteren Sinne können hier

aber auch die Chancen von Migranten und Auslän-

dern, die erschwerten Bedingungen für externe

Promovierende und die Zugangsmöglichkeiten der

Absolventen der Fachhochschulen zu einer Promo-

tion hinzugerechnet werden. Obwohl Fachhoch-

schulen inzwischen gut 20% der Studierenden auf-

nehmen, ist die Anzahl derjenigen, die später den

Weg der Promotion einschlagen, marginal. Zwi-

schen WS 2002/2003 und WS 2005/2006 schlossen

gerade einmal 403 Absolventinnen und Absolven-

ten mit dem Diplom einer Fachhochschule eine Pro-

motion ab. Im gleichen Zeitraum registrierte das

Statistische Bundesamt insgesamt etwa 70.000

Promotionen!

3. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Als dritten Punkt möchte ich die Vereinbarkeit von

Familie und Beruf thematisieren, speziell die Kinder-

betreuung. Die großen Kindertagestätten an den

Hochschulen werden entweder von den Studenten-

werken oder den Universitäts-Kliniken unterhalten.

Die Kindertagestätten der Studentenwerke neh-

men aber bevorzugt Kinder der Studierenden auf,

die Plätze an den Universitäts-Kliniken sind natür-

lich auf die dort Beschäftigten beschränkt. Eine 

Studie des Netzwerks Frauenforschung über die Be-

treuungssituation an den Hochschulen in Nord-

rhein-Westfalen kommt zu dem nüchternen Fazit,

dass das Angebot quantitativ absolut unzureichend

ist: „Wenn auf 100 Mütter und Väter mit betreu-

ungsbedürftigen Kindern gerade mal drei Betreu-

ungsplätze kommen, dann ist […] offensichtlich,

dass hier ein akuter Erweiterungsbedarf besteht.“

Nach Abzug der Plätze an den Uni-Kliniken wird das

Fazit geradezu vernichtend: „Außerhalb der Klini-

ken stehen allen wissenschaftlich Beschäftigten an

allen nordrhein-westfälischen Hochschulen nur

etwa 60 hochschulnahe Betreuungsplätze für Kin-

der aller Alterstufen zur Verfügung (ohne Ferienbe-

treuung). Die Errechnung der Wahrscheinlichkeit,

mit der Wissenschaftlerinnen unter diesen Umstän-

den einen Betreuungsplatz der passenden Alterstu-

gen die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. In einigen

Fächern sind über 90% der Promovierten unmittel-

bar nach ihrem Abschluss berufstätig. Selbst in den

problematischeren Fächern der Geistes- und Sozial-

wissenschaften beträgt die Quote um die 70%. Dar-

aus folgt, dass auch der „Lebensraum“ der Promo-

vierenden nicht bedroht zu sein scheint.

Unter „Lebensraum“ wurde bisher jedoch nur die

Perspektive nach der Promotion gewertet. Aus der

Promotionsphase selbst möchte ich aus einer

ganzen Reihe von Problemfeldern drei herausgrei-

fen, die meines Erachtens zu den größten gehören:

1. Promotionsfremde Leistungen

Ich beginne mit den so genannten promotionsfrem-

den Leistungen. Darunter versteht man Verwal-

tungsaufgaben, Lehrtätigkeiten oder die Sicherung

des Lebensunterhalts außerhalb des Wissenschafts-

betriebs, denen sich die Promovierenden neben ihrer

Promotion widmen müssen. Unter solchen Aufgaben

leiden besonders die Wissenschaftlichen Mitarbeiter.

Eine Umfrage von Thesis, an der immerhin etwa

10.000 Promovierende teilnahmen, hat gezeigt, dass

sie etwa 20% ihrer Arbeitszeit in die Lehre investieren

und weitere 20% in andere promotionsferne Projek-

te. Promovierende außerhalb des Wissenschaftsbe-

triebs, so genannte Externe, müssen sogar rund 40%

für die Sicherung ihres Lebensunterhaltes aufbrin-

gen. Insgesamt stehen ihnen abzüglich anderer Lei-

stungen weniger als 50% ihrer Arbeitszeit für ihre

Promotion zur Verfügung. Wenngleich gewisse Auf-

gaben tatsächlich eine Investition sind, die sich auch

lohnen können und nach dem Abschluss vielleicht

sogar verlangt werden, so müssen doch Grenzen

gezogen werden. Die Belastung durch zu viele ande-

re Aufgaben sind nämlich auch die Hauptursache für

die zwischenzeitliche Unterbrechung oder gar die

endgültige Aufgabe vieler Promotionsvorhaben.

Außerdem schlagen sich diese Dienste auf die Pro-

motionsdauer nieder. Die reine Bearbeitungsdauer

eines Promotionsprojektes beträgt inzwischen

durchschnittlich vier Jahre. Die gesamte Promotions-

dauer berechnet ab dem Hochschulabschluss be-

trägt durchschnittlich sogar sechs Jahre. Wenn das

dadurch erzeugte Durchschnittsalter der Doktoran-

den in Deutschland von aktuell 33 Jahren gesenkt

werden soll, müssen gerade die promotionsfremden

Leistungen eingeschränkt werden.
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Wie kann der Wissenschaftliche Nachwuchs und

damit auch indirekt Wissenschaft und Forschung

gefördert werden? Der Wissenschaftliche Nach-

wuchs braucht eine familiäre Perspektive, um für

Wissenschaft und Forschung in einem angenehmen

Umfeld arbeiten zu können. Der Wissenschaftliche

Nachwuchs braucht eine strukturelle Perspektive,

um sich stärker Wissenschaft und Forschung wid-

men zu können. Der Wissenschaftliche Nachwuchs

braucht eine berufliche Perspektive, um sich für

Wissenschaft und Forschung motivieren zu können.

„Wenn Zukunft eine Perspektive ist, dann sollte

man in der Gegenwart damit beginnen, sie zu

gestalten.“ (Francis Bacon)

Literatur:

Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hg.), Bundes-

bericht zur Förderung des Wissenschaftlichen Nachwuchses

(BuWiN), Bonn/Berlin 2008; abrufbar unter: http://www.

buwin.de/index.php?id=301, zugegriffen am 30.12.2008.

R. Becker/A. Riemann/B. Kortendiek, Kinderbetreuungsangebo-

te an nordrhein-westfälischen Hochschulen, Studien Netzwerk

Frauenforschung NRW Nr. 6, Dortmund 2004; abrufbar unter:

www.kinderbetreuung-hochschulen.nrw.de/downloads/

kinderbetreuung_studie.pdf, zugegriffen am 30.12.2008.

U. Briede/A. Gerhardt/Chr. Mues, Zur Situation Promovierender

in Deutschland. Ergebnisse der bundesweiten THESIS-Dokto-

randenbefragung 2004, duzSPEZIAL 2004, abrufbar unter:

http://duz.de/docs/downloads/duzspec_promov.pdf, zugegriffen

am 30.12.2008.

fe in Arbeitsplatznähe finden, ist vielleicht als

mathematische Aufgabe interessant – lebensprak-

tisch kann sie nur als irrelevant bezeichnet werden.“

Der Wissenschaftliche Nachwuchs, eine schützens-

werte Art? Ja, denn die Promovierenden leisten mit

25.000 Dissertationen jedes Jahr einen wesentli-

chen Beitrag zu Wissenschaft und Forschung, sind

aber institutionell schwach und abhängig.

Wie soll sich ein Doktorand promotionsfremden

Leistungen entziehen, wenn der Betreuer oder die

Betreuerin gleichzeitig Vorgesetzte/r ist und keine

Promotionsvereinbarung die Erwartungen und das

Verhältnis zueinander regelt? Wie sollen mehr FH-

Absolventen promovieren, wenn ihnen durch

zusätzliche Kurse und die erschwerte Suche nach

einem Betreuer bzw. einer Betreuerin Barrieren auf-

gestellt werden? Wie sollen Eltern promovieren,

wenn ihre Kinder keine Unterbringung erhalten, die

auch dem universitären Leben gerecht wird?

In Deutschland gibt es im Vergleich zu anderen Län-

dern mehr Wege zur Promotion. Man kann auf einer

Mitarbeiterstelle promovieren, an einer außeruni-

versitären Forschungseinrichtung arbeiten, Stipen-

diat/in sein, in einem Doktorandenkolleg sitzen

oder als Externe/r in der Wirtschaft arbeiten. Außer-

dem gibt es unterschiedliche Fächerkulturen. So

promoviert man in der Medizin anders als in den

Naturwissenschaften, als Ingenieur anders als ein

Geisteswissenschaftler. Beide Aspekte erzeugen in-

dividuelle Probleme, die natürlich auch individueller

Lösungen bedürfen. Deshalb sind die drei aufge-

zeigten Problemfelder lediglich Schlaglichter, die

drei allgemeine Schwierigkeiten aufzeigen.
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mit zugleich eine hohe Nutzbarkeit der Ergebnisse.

Die Beteiligung von Industrievertretern an allen

Prozessschritten erlaubt dabei einen besonders

frühzeitigen Wissenstransfer in die Unternehmen

und im idealen Fall sogar die Gleichzeitigkeit von

Forschungsarbeit und Ergebnisnutzung. Alle Ergeb-

nisse der Gemeinschaftsforschung sind öffentliches

Gemeingut und daher für jedes interessierte Unter-

nehmen zugänglich. In die Durchführung der Vor-

haben dieser Forschung sind bundesweit laufend

rund 700 Forschungsstellen aus allen Bereichen der

Forschungslandschaft – insbesondere der Hoch-

schulen – eingebunden.

Bei der industriellen Gemeinschaftsforschung wur-

de in jüngster Zeit in Richtung Hochschulen wert-

volles Neuland durch eine engere Zusammenarbeit

mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)

betreten. Eine stärkere Verzahnung von Grundla-

genforschung und angewandter Forschung soll ge-

mäß der Hightech-Strategie der Bundesregierung

gerade dem Ausbau technologieübergreifender Ko-

operationsförderung für den Mittelstand dienen.

Vor diesem Hintergrund etablieren sich seit dem

Frühjahr 2007 Rundgespräche der AiF und der DFG

als vielversprechende Plattformen, in deren Rahmen

sich Vertreter von Industrie und Wissenschaft auf

Seiten einzelner Forschungsvereinigungen der AiF

mit fachlich korrespondierenden Vertretern der DFG

über Möglichkeiten einer engeren Kooperation aus-

tauschen. Aus diesen Rundgesprächen erwachsen

konzertierte Gemeinschaftsvorhaben von AiF und

DFG, bei denen eher grundlagenorientierte Teilpro-

jekte von der DFG und eher anwendungsorientierte

Teilprojekte im Rahmen der industriellen Gemein-

schaftsforschung vom Bundesministerium für Wirt-

schaft und Technologie über die AiF gefördert werden.

Der Mittelstand ist das Rückgrat der deutschen

Wirtschaft. Dabei hängt seine Wettbewerbsfähig-

keit in entscheidendem Maße von seiner Innova-

tionsfähigkeit ab. Die Arbeitsgemeinschaft indus-

trieller Forschungsvereinigungen (AiF) fördert

deshalb bereits seit mehr als 50 Jahren Forschung

und Entwicklung zu Gunsten kleiner und mittlerer

Unternehmen. Als Dach eines von der Industrie ge-

tragenen Innovationsnetzwerkes mit über 100 in-

dustriellen Forschungsvereinigungen verknüpft sie

dabei kontinuierlich Wirtschaft, Wissenschaft und

Staat. Die AiF ist Träger der industriellen Gemein-

schaftsforschung und weiterer Förderprogramme

des Bundes sowie des Landes Nordrhein-Westfalen

und setzt sich somit auf unterschiedlichen Linien

für die Leistungsfähigkeit des Mittelstands ein. Auf

sämtlichen Linien findet dabei eine enge For-

schungskooperation mit Universitäten oder Fach-

hochschulen statt. Da diese Kooperation im dezi-

dierten Interesse des innovativen Mittelstandes

erfolgt, ist der Technologietransfer im Rahmen der

AiF keine nachgeschaltete Maßnahme, sondern ein

prozessintegrierter Bestandteil der gesamten Zu-

sammenarbeit mit der Wissenschaft und ihr aus-

drücklich erklärtes Ziel.

Unter industrieller Gemeinschaftsforschung ver-

steht man die vorwettbewerbliche, gemeinschaft-

liche Forschung kleiner und mittlerer Unternehmen

einer Branche oder eines Technologiefeldes. Dazu

finden sich Unternehmen im Rahmen der For-

schungsvereinigungen der AiF zusammen, um ge-

meinsamen Forschungsbedarf im Branchenkonsens

zu definieren und seine Bearbeitung zu veranlas-

sen. Dieser „bottom-up“-Ansatz der industriellen

Gemeinschaftsforschung garantiert eine optimale

Anwendungsnähe der Forschungsthemen und da-

Wissens- und Technologietransfer 
an Universitäten und Fachhochschulen
Themenblock 3

Wissens- und Technologietransfer aus Sicht der AiF

Von Dr.-Ing. Thomas Gräbener
Präsident der Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen – AiF,

Geschäftsführer der Gräbener Pressensysteme GmbH & Co. KG
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punkt zur Förderung unternehmerischer Ausgrün-

dungen aus den Hochschulen.

Die über die AiF geförderte Forschungskooperation

mit Hochschulen im Interesse des innovativen Mit-

telstandes erstreckt sich ausdrücklich auch auf die

Fachhochschulen. Die Anwendungsorientierung

der Fachhochschulen ist besonders ausgeprägt und

sie bieten sich häufig als Forschungspartner für Un-

ternehmen in ihrer Region an. Kleine und mittlere

Unternehmen wissen umgekehrt den „Forscher um

die Ecke“ sehr zu schätzen, denn kurze Wege begüns-

tigen eine enge Zusammenarbeit bei Forschungs-

vorhaben. Die AiF ist bereits seit 1996 als Projekt-

träger des Bundesministeriums für Bildung und

Forschung für die Forschungsförderung an den rund

160 staatlichen und staatlich anerkannten Fach-

hochschulen in Deutschland tätig. Bei dieser Förde-

rung bildet die Zusammenarbeit mit Partnern aus

der Wirtschaft ein zentrales Element, so dass der

Technologietransfer auch hier schon den gesamten

Forschungsprozess bestimmt. Von 2001 bis 2006

war die AiF zusätzlich auch für die Fördermaßnah-

me „Transferorientierte Forschung“ an Fachhoch-

schulen in Nordrhein-Westfalen mit dem Kurzna-

men TRAFO als Projektträger dieses Landes im

Einsatz. Im Juni 2008 ist hier die Nachfolgemaß-

nahme FH-EXTRA angelaufen als zweiter Teil des so

genannten „Förderwettbewerbs Transfer.NRW“. Der

Wettbewerb FH-EXTRA unterstützt die gemeinsa-

me Forschung und Entwicklung von Fachhochschu-

len und ihren Partnern in der regionalen Wirtschaft.

Mit seiner Abwicklung hat das nordrhein-westfäli-

sche Wissenschaftsministerium die AiF als Wettbe-

werbsdurchführer beauftragt. Die Forschung an

Fachhochschulen befindet sich in einem erfreu-

lichen Aufwind, der von deutlich wachsenden För-

Zwei derartige Gemeinschaftsvorhaben befinden

sich gegenwärtig bereits in der Durchführung: ein

Vorhaben zum thermischen Spritzen als Schlüssel-

technologie für Innovation und Wettbewerbsfähig-

keit und ein Vorhaben zu biofunktionalen Wirkstof-

fen aus Multikapselsystemen. Diese neue Art der

Kooperation zwischen der AiF und der DFG ist ein

besonders effizienter Beitrag zum Wissens- und

Technologietransfer an den Hochschulen, denn hier

gelangen Grundlagenforscher auf Seiten der Wis-

senschaft und anwendungsorientierte Nutzer auf

Seiten der mittelständischen Industrie bereits im

Stadium der Planung künftiger Forschung in einen

engen Dialog. Diesem neuen Transferinstrument ist

deshalb ein wachsender Zuspruch zu wünschen.

Seit der Gründung der AiF im Jahr 1954 wurden über

die AiF und ihre Forschungsvereinigungen rund

15.000 Vorhaben der industriellen Gemeinschafts-

forschung gefördert. In insgesamt sieben Untersu-

chungsrunden einer laufenden Erfolgssteuerung

und -kontrolle, in die sämtliche Forschungsvereini-

gungen der AiF einbezogen waren, konnten bei 264

betrachteten Vorhaben 712 nutzende Unternehmen

aus fast allen Wirtschaftszweigen, 115 Personal-

transfers von Forschungsmitarbeitern in die Indus-

trie und 12 Firmenausgründungen aufgezeigt wer-

den. Würde man dies hochrechnen auf die 15.000

Projekte eines guten halben Jahrhunderts indus-

trieller Gemeinschaftsforschung, dann ergäben sich

über 40.000 Nutzungen in Unternehmen, mehr als

6.500 Personaltransfers und etwa 700 Firmenaus-

gründungen. Wenn diese Hochrechnung auch me-

thodisch angreifbar sein mag, so sprechen die er-

freulichen Effekte doch allemal eine klare Sprache:

Die industrielle Gemeinschaftsforschung ist unter

anderem auch ein bemerkenswerter Ausgangs-
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dermitteln auf Seiten des Bundes flankiert wird.

Dieser Seite der Forschungslandschaft ist gerade

unter Transferaspekten ein weiterer Aufwuchs zu

wünschen.

Als Projektträger des Bundes für mittelstandsorien-

tierte Forschungsfördermaßnahmen in den neuen

Bundesländern hat die AiF seit 1989 breite und gute

Erfahrungen mit Strukturfördermaßnahmen in

strukturschwächeren Regionen sammeln können.

Solche Maßnahmen sind ohne Zweifel neben der

Exzellenzförderung sinnvoll und notwendig. Dabei

sollten bald zwanzig Jahre nach der Deutschen Ein-

heit auch strukturschwache Regionen in den alten

Bundesländern eine angemessene Berücksichti-

gung finden. Hier sind neben dem Bund aber auch

die Länder gefordert.

Die Einführung der Forschungsprämie ist ein An-

satz, um die Forschung noch stärker für Projekte aus

der Wirtschaft zu öffnen. Die bisher nur begrenzte

Nachfrage nach diesem gänzlich neuen Instrument

wirft die Frage auf, wie dieses als Experiment ein-

geführte Instrument verbessert werden muss, um

das Ziel der Verknüpfung von Wirtschaft und Wis-

senschaft und des Transfers auf diesem neuen Weg

wirkungsvoll zu unterstützen. Grundlage für ent-

sprechende Modifikationen sollten die Ergebnisse

der laufenden Evaluierung sein, deren Zwischenbe-

richt in Kürze zu erwarten ist. Dabei sollte auch ge-

prüft werden, ob die Projektförderung im Rahmen

bestehender themenoffener Programme nicht

ebenso wirkungsvoll ist.

Die steuerliche Absetzbarkeit von Forschung und

Entwicklung für Unternehmen ist ein zurzeit inten-

siv diskutiertes Thema, dessen Bewertung stark da-

von abhängt, wie die Ausgestaltung erfolgen soll.

Als spezifisches Instrument mit Fokus auf kleine

und mittlere Unternehmen (KMU) ist die steuer-

liche Absetzbarkeit weniger überzeugend, da hier

die Standortvergleichbarkeit mit anderen Ländern,

welche für Großunternehmen zählt, kein zentrales

Argument sein kann. Auch ist zu fragen, ob die Aus-

sicht auf spätere Steuererleichterungen wirklich zu

einem verstärkten Engagement von KMU bei For-

schung und Entwicklung führen wird. Hier dürfte

die Projektförderung direktere Anreize bieten.
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stärkt ganz bewusst die forschungsstarken Univer-

sitäten und lässt ein Feld von Hochschulen zurück,

die am Rande dieser Initiative mittels spezieller 

Projekte, sogenannter Leuchttürme, Finanzmittel

einsammeln oder ganz leer ausgehen. Der verblei-

bende Rest ist dadurch in einer Situation, sein Dritt-

mittelaufkommen zu steigern, indem die Partner-

schaften mit der regionalen, nationalen oder auch

internationalen Wirtschaft weiter ausgebaut werden.

Interessant aus ver.di-Sicht ist auch, wer über die

Vergabe der Fördermittel entscheidet und welche

Streuung dabei, über alle Bundesländer gesehen,

erfolgt. In den nord- und ostdeutschen Bundeslän-

dern findet Wissens- und Technologietransfer unter

ganz anderen Voraussetzungen statt als in den mit-

tel- und süddeutschen Bundesländern.

Kleine und mittlere Hochschulen finden im Rahmen

des Technologietransfers Situationen vor, in denen

sich schon der Erstkontakt zu Firmen schwierig ge-

stalten kann. Hier gilt es, Berührungsängste gegen-

über dem Wissenschaftsapparat abzubauen und

Brücken zu schlagen. Entstehende Dienstleistungs-

verträge beschreiben die zu erbringende Leistung

der Hochschulpartner, für die im Gegenzug Mittel

„direkt“ an Personen fließen. Beide Seiten profitie-

ren, indem häufig Geräteausstattungen in den Hoch-

schulen verbleiben und damit für Ausbildungs-

zwecke zur Verfügung stehen und die Unternehmen

kostengünstig hochwertige wissenschaftliche Un-

terstützungsleistung oder Produkte erhalten.

Demzufolge ist die Vernetzung eine der wichtigsten

Säulen für den Transfer von Hochschulwissen in die

Gesellschaft. Die Anknüpfungspunkte zu den Kom-

munen, der Industrie- und Handelskammer (IHK),

der Handwerkskammer (HK) und den Wirtschafts-

förderern müssen gepflegt werden, damit Hemm-

Beim architektonischen Umbau der Hochschulland-

schaft kommen ver.di der Bildungsauftrag und der

Transfer von gesellschaftlichen Themen häufig zu

kurz. Die ökonomische Verwertung von Wissen tritt

dem gegenüber deutlich in den Vordergrund.

Die Neuausrichtung von Hochschulen ist besonders

gekennzeichnet durch die innerorganisatorischen

Veränderungen, in denen die Hochschulleitungen

gestärkt und die „hochschulinterne Demokratie“

weiter abgebaut werden. Schlagworte wie „deregu-

lierte und autonome Hochschule“ fließen in die

hochschulpolitischen Diskussionen um die Entwick-

lung effizienterer Hochschulstrukturen ein.

Der Rückzug des Staates aus seiner bildungspoliti-

schen Verantwortung und die chronische Unterfi-

nanzierung der Hochschulen müssen ebenso wie

die als unüberbrückbar erscheinende Situation der

Verpflichtung auf langfristige Ziele in der Studien-

gangsplanung durch die Ministerien und den kurz-

fristigen Anforderungen aus der Zusammenarbeit

mit der Wirtschaft zumindest Erwähnung finden.

Die Politik darf sich dabei ihrer Verantwortung kei-

neswegs entziehen und muss bereit sein, die dafür

erforderlichen Debatten zu führen.

Nach diesen einleitenden Sätzen, welche die Situa-

tion auf dem Bildungsmarkt wohl richtig beschreibt,

soll der Blick nun auf den Wissens- und Technolo-

gietransfer gelenkt werden.

Eins der Ziele ist, zusätzliche Finanzmittel in die

Hochschulen zu bringen.

Dabei geht es in der Regel um die zeitlich begrenz-

te Zusammenarbeit von staatlich finanzierten

Hochschuleinrichtungen mit privatwirtschaftlich

organisierten Unternehmen. Aber auch der Wettbe-

werb zwischen den Hochschulen um staatliche För-

dermittel, z. B. im Rahmen der Exzellenzinitiative,

hat stark zugenommen. Die Exzellenzinitiative

Wissens- und Technologietransfer 
an Universitäten und Fachhochschulen
Themenblock 3

Die Hochschulen – Kraftzentren einer modernen Wissensgesellschaft?

Von Dipl.-Ing. (FH) Hans-Jürgen Immerthal
ver.di, Sprecher der AG Hochschulen, Fachbereich Bildung, Wissenschaft und Forschung
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3. Technologietransferstellen (200):
Die Transferstellen sind zu einem Viertel mit nur

einer Person ausgestattet. Die Integration in die

Hochschule erfolgt häufig über die Verwaltung, so

dass die Verbindungen zu den Fakultäten oder

Fachbereichen eher gering vernetzt sind. Anders

sieht es aus, wenn beteiligte Professoren/innen

oder Mitarbeiter/innen der Transferstellen aus

Eigennutz – Technologietransfer als Quelle zusätz-

lichen Einkommens – oder aus eigenem Interesse

agieren. Die daraus entstehenden Kontakte sind ein

funktioneller Technologietransfer auf kurzem Wege.

Die Auslagerung der Transferstellen in GmbHs oder

Stiftungen ist mit 20% anzugeben. Durch den Kos-

tendruck werden die Stellen über Drittmittel oder

Gebühren refinanziert.

Eine interdisziplinäre Zusammenarbeit der Wissens-

und Transferstellen macht aus ver.di-Sicht Sinn. Da-

für gibt es an Hochschulen zahlreiche Beispiele, die

hier aber nicht näher beschrieben werden sollen.

An der Gestaltung des Transfers sind alle Hochschul-

gruppen im wissenschaftlichen Arbeitsumfeld zu be-

teiligen. Wobei die Zusammenarbeit mit der Gruppe

der Studierenden ein wesentlicher Aspekt sein muss.

Ver.di legt Wert darauf, dass Wissenstransfer nicht

nur dort stattfindet, wo es sich lohnt, sondern auch

in anderen Fachgebieten und Themen von gesell-

schaftlicher Bedeutung. Es ist augenfällig, dass

Technologietransfer am Einzelinteresse der Unter-

nehmen und des wissenschaftlichen Personals

ansetzt, um akzeptiert zu werden. Seine Vorausset-

zungen entstehen aber aufgrund von Infrastruktu-

rentscheidungen, die letztlich der gesamtgesell-

schaftlichen Entwicklung verpflichtet sein müssen

und notwendigerweise einen anderen Zeithorizont

haben als die jeweilige Projektdauer! Dies stellt eine

nicht überschreitbare Grenze für die Marktgängig-

keit von Wissenstransfer dar und muss so auch wis-

senschaftspolitisch verteidigt und verantwortet

werden.

Thesen zur strategischen und personellen Bedeu-
tung von Wissens- und Technologietransfer:
■ Wir haben das Problem der Planbarkeit und Ver-

lässlichkeit von finanziellen Zuwendungen.

Die Ministerien verlangen teilweise Aussagen zu

Planungen für Zeiträume von zehn Jahren.

Gleichwohl muss es gelingen, individuell reagie-

schwellen zwischen Hochschulen und der regio-

nalen Wirtschaft abgebaut werden können. Im

Übrigen haben auch die Gewerkschaften – als Teil

der civil society – in den Themenfeldern „Hochschu-

le und Arbeitswelt“ ein sehr starkes Interesse an

Transferleistungen.

Nun der Blick auf die drei Einrichtungen in Hoch-

schulen, über die der Transfer als Drehscheibe erfol-

gen kann:

1. Weiterbildungseinrichtungen an Hochschulen 
(bundesweit 130):
Wissenschaftliche Weiterbildung kann nur durch

enge Vernetzung der Hochschulen mit der regiona-

len Wirtschaft erfolgen, um die auf deren Bedürf-

nisse zugeschnittenen Angebote erstellen zu können.

Dazu sind dann aber auch die personalrechtlichen

und fiskalischen Aspekte zu klären, damit diese ge-

setzlich verankerte Gestaltungsaufgabe der Hoch-

schulen nicht ins Leere läuft. Es entsteht damit ein

Wettbewerb um einen Markt für wissenschaftliche

Weiterbildung.

Worin der Anreiz für Dozent/inn/en und Hochschu-

len liegt, muss genauso geklärt sein wie die Ziel-

gruppen und die mögliche Verleihung akademi-

scher Grade.

2. Kooperationsstellen Wissenschaft-Arbeitswelt (21):
Diese Einrichtungen werden von den Hochschulen

eher versteckt. Die Chancen, die in diesen Stellen

liegen, werden häufig nur unzureichend genutzt. Es

besteht in der Außendarstellung eine rein zufällige

Abhängigkeit von der existierenden Wertschätzung

der in diesem Umfeld agierenden Personen. Ver.di

würde sich wünschen, dass die Politik die gesell-

schaftliche Verantwortung von Wissenschaft mehr

in den Blick nimmt und nicht nur die rein wirt-

schaftlichen Aspekte beleuchtet werden. Das Stre-

ben nach Exzellenz darf eben nicht zu einer Einen-

gung der Vielfalt von Fächerangeboten führen. Und:

Politik darf sich nicht hinter der Hoffnung verste-

cken, dass die hochschulinternen Kräfte dies schon

richten werden. Die Kooperationsstellen sind in der

Lage, für die Verbesserung der Arbeits- und Lebens-

bedingungen in den Regionen einen Beitrag zu leis-

ten. Sie organisieren dazu, unter Berücksichtigung

von gewerkschaftlichen Fragestellungen, Dialog-

prozesse zwischen Wissenschaft und der betrieb-

lichen Praxis.
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ren zu können auf die Anforderungen des jewei-

ligen Kunden.

■ Damit lenkt sich der Blick auch schon auf das

Binden von Personal.

Häufig agieren Professor/inn/en auf Spezialge-

bieten. Wenn sie Beamte sind, entsteht eine Bin-

dung von durchaus 30 Jahren.

Wie fließt dies in das Gesamtkonzept – Struktu-

relle Ausrichtung – der Hochschule ein? Was be-

deutet das für das weitere Personal? Wer trägt

das Risiko?

Ver.di stellt eine Zunahme von prekärer Beschäf-

tigung in Hochschulen fest. Es entstehen viele

kurzfristige Verträge. Es besteht kaum Planungs-

sicherheit auf der individuellen Ebene.

■ Dies stellt hohe Anforderungen an die Anpas-

sungsfähigkeit von Hochschulen, für welche aber

auch die Politik Verantwortung trägt.

■ Das Berufungsrecht der Hochschulen versus die

Verantwortung der Staatsseite für das beschäf-

tigte Personal gerät in den Fokus von Personal-

und Hochschulstrukturplanung.

Chancen
Als letzten Punkt möchte ich auf die Chancen zu

sprechen kommen.

Sie sollten genutzt werden für die Studierenden, für

die Absolvent/inn/en, für die Hochschulen, die Wirt-

schaft und die Gesellschaft. Studierende profitie-

ren, wenn praxisnahe Themen in ihre Ausbildung

einfließen. Absolvent/inn/en können in Drittmittel-

projekten erste Berufserfahrungen sammeln, und

der Wechsel in Beschäftigungen außerhalb der

Hochschulen wird vereinfacht. Durch Gründerini-

tiativen kann es, durch zeitlich befristete Anschub-

finanzierungen, gelingen, Firmen- und Existenz-

gründungen auf den Weg zu bringen. Hochschulen

haben die Aufgabe, Karrierewege innerhalb und

außerhalb ihrer Einrichtungen zu skizzieren, um

damit die akademischen Abschlüsse anschlussfähig

zu machen. Die Wirtschaft hat die Möglichkeit über

Drittmittelprojekte potentielle zukünftige Mitar-

beiter/innen kennen zu lernen und einfacher in ihre

Organisation zu integrieren.

Ver.di hat ein großes Interesse daran, hier in Diskur-

sen und Projekten, wie z. B. der Ausgestaltung der

Zusammenarbeit von Hochschulen mit außeruni-

versitären Forschungseinrichtungen oder den erfor-

derlichen Diskussionen bei der Bildung von Hoch-

schulregionen, mitzuwirken.
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ein Positionspapier verfasst, in dem folgende Grund-

sätze formuliert sind:

1.
Im differenzierten deutschen Wissenschaftssystem

muss der Wissens- und Technologietransfer verteilt,

d.h. im Sinne einer professionellen Arbeitsteilung

wahrgenommen werden. Das bedeutet: Sowohl die

Bedingungen für den Transfer von wissenschaftlichen

Erkenntnissen in verwertbare Produkte und Prozesse

müssen verbessert, als auch der notwendige Freiraum

für anwendungsferne Grundlagenforschung muss

bewahrt werden.

2.
Wissens- und Technologietransfer muss von Hoch-

schul- und Forschungseinrichtungen als strategisches

Ziel begriffen und umgesetzt werden.

3.
Formen nachhaltiger Kooperationsbeziehungen

zwischen Wirtschaft und Wissenschaft müssen

gezielt von allen Seiten (Wissenschaft, Wirtschaft

und Politik) unterstützt werden.

Was heißt dies nun?

Das heißt einmal, dass die Zusammenarbeit zwi-

schen Wirtschaft und Wissenschaft zunehmend auf

eine langfristige Grundlage gestellt werden muss,

die alle Formen des Austausches umfasst. Neben

der Forschung sind insbesondere auch der Bereich

der Lehre und Fragen des Personalaustausches ein-

zubeziehen. Es ist aber auch eine systematische För-

derung von Kooperationen zwischen Wirtschaft und

Forschung erforderlich. Denn Wissens- und Techno-

Als Rektor einer Hochschule in den neuen Bundes-

ländern muss ich eingangs betonen, dass sich die

Rolle und die Aufgabenstellung der Hochschulen im

Osten durch die spezifische wirtschaftliche Situa-

tion definiert. Vor dem Hintergrund des Wegbre-

chens der alten Strukturen ist die Wirtschaft der

ostdeutschen Bundesländer heute durch eine Viel-

zahl von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)

geprägt. Diese sind wiederum dadurch gekennzeich-

net, dass sie über keinen größeren Kundenstamm ver-

fügen und nur geringe Möglichkeiten haben, eige-

ne Forschungsabteilungen aufzubauen. Trotzdem

müssen sie, um konkurrenzfähig zu sein, innovative

Produkte ohne hohe Forschungs- und Entwicklungs-

kosten produzieren.

Vor diesem Hintergrund ist die spezifische Situation

der Hochschulen, insbesondere der Fachhochschulen

im Osten zu sehen, nämlich mit den Unternehmen in

der Region bedarfsorientierte angewandte Forschung

zu betreiben.

Ausgehend von dieser besonderen Aufgabenstellung

lassen sich die grundsätzlichen Zielsetzungen des

Wissens- und Technologietransfers an Universitäten

und Fachhochschulen dadurch beschreiben, dass stra-

tegische Partnerschaften als zukunftsfähige Form der

Zusammenarbeit gestärkt werden müssen. Denn

moderne Innovationsprozesse erfordern kontinuierli-

che Rückkopplungen zwischen Grundlagen- bzw. An-

wendungsorientierung und der Produktentwicklung.

Vor diesem Hintergrund haben der Bundesverband

der Deutschen Industrie (BDI) bzw. die Bundesverei-

nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA)

gemeinsam mit den deutschen Forschungseinrich-

tungen und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK)

Wissens- und Technologietransfer 
an Universitäten und Fachhochschulen
Themenblock 3

Hochschulen und die Entwicklung von Wissenschaft und Forschung 

Von Prof. Dr. Andreas Geiger
Rektor der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH), Sprecher der Mitgliedergruppe Fachhochschulen und Vize-

präsident der Hochschulrektorenkonferenz
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logietransfer als institutionelle Aufgabe der Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen benötigt an-

gemessene Ressourcen. Und dies kann nur durch eine

Ausweitung und nachhaltige Aufwertung der Koope-

rationsförderung durch Bund und Länder sicherge-

stellt werden.

Notwendig ist aber auch eine Harmonisierung des

Patentrechts. Denn durch die Publikation von For-

schungsergebnissen gehen viele potentielle Patente

der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in

Deutschland verloren. Erforderlich ist daher eine Neu-

heitsschonfrist im deutschen und europäischen Pa-

tentrecht, wie sie von den Wissenschaftsorganisatio-

nen seit langem gefordert wird, um eine Patentanmel-

dung auch nach initialer Publikation zu ermöglichen.

Ganz wichtig ist zudem die Berücksichtigung der 

Gemeinkosten in grundlagen- und anwendungsorien-

tierte Forschung. Zur Stärkung des Wissenschafts-

systems ist der begonnene Einstieg (Programmpau-

schalen, Exzellenzinitiative) in die Finanzierung

indirekter Projektkosten auch in der anwendungs-

bezogenen Forschung durch Bund und Länder zur

Regel zu machen (Overhead, Vollkostenfinanzierung).

Aber lassen Sie mich die Frage des Innovations-

bzw. Technologietransfers – auch im Kontext von

Existenzgründungen – noch einmal von der höhe-

ren Ebene auf die konkrete Hochschulebene herun-

ter brechen. Wissens- und Technologietransfer als

strategische Aufgabe heißt, dass dieser Bereich –

am besten als Stabsstelle – institutionalisiert wer-

den muss. Der Aufgabenbereich ließe sich dann fol-

gendermaßen beschreiben:

■ Erhöhung der Innovationsrate über Konzepte der

angewandten transferorientierten Forschung 

■ Wissens- und Technologietransfer mit erweiter-

ten Diensten in regionalen Netzwerken mit loka-

ler Akquisition und globaler Distribution 

■ Personaltransfer aus dem Wissenschaftssystem

in die Wirtschaft/Gesellschaft

■ Qualifizierung von Mitarbeitern aus der Wirt-

schaft/Gesellschaft über die Ressourcen des Wis-

senschaftssystems (Weiterbildung und lebens-

langes Lernen) 

■ Förderung und Coaching von Existenzgründern

■ Aufbau eines Alumni-Netzwerkes in Wirtschaft

und Gesellschaft als Voraussetzung für die

eigendynamische Entwicklung der Hochschule

in diesen Bereichen 

Um den Wissens- und Technologietransfer zwischen

Hochschulen und insbesondere den KMU zu ver-

bessern, müssen die Rahmenbedingungen hierfür

anreizorientiert verändert werden. Während auf

der einen Seite im Rahmen der W-Besoldung keine

Zuverdienstmöglichkeiten für die forschenden Pro-

fessoren im Rahmen von Forschungsmitteln der

öffentlichen Hand gegeben sind, findet die indus-

trielle bzw. anwendungsorientierte Forschung nicht

die Anerkennung, die ihr eigentlich zusteht – weder

in Rankings noch in der wissenschaftlichen Reputa-

tion. Und dies gilt leider auch im Rahmen der politi-

schen Wahrnehmung. So kann es nicht verwundern,

dass die Finanzausstattung hierfür (z. B. im Ver-

gleich zur Exzellenzinitiative) vergleichsweise gering

ausfällt und die Nachwuchsförderung (z. B. Promo-

tionsmöglichkeiten) praktisch entfällt, was insge-

samt ein bezeichnendes Licht auf die Wertschät-

zung dieses für den Innovationsprozess und die

Wirtschaftspolitik unseres Landes so wichtigen

Bereiches wirft.
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des zu fördern. Ergänzt werden diese Ausführungen

durch eine Darstellung eines neuen, von der SPD

maßgeblich erarbeiteten Konzepts zum Wissens-

transfer – der Validierungsforschung. Die Unter-

schiede in der Grundausrichtung der Förderpolitik

für Forschung und Entwicklung von SPD und CDU/

CSU lassen sich anhand dieser Beispiele sehr gut

verdeutlichen. Die Union setzt weiter vor allem auf

klassisch-wirtschaftsnahe Transferinstrumente

nach den Modellen des Bundesverbandes der Deut-

schen Industrie e. V. (BDI) und der Bundesvereini-

gung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA).

Wir hingegen wollen die Kluft zwischen Grundla-

genforschung und unternehmerischer Verwertung

durch neue Ansätze und Verfahren (etwa mittels

Validierungsforschung) überbrücken.

Beispiel Forschungsprämie

Bereits im April 2004 forderte der damalige BDI-Prä-

sident Rogowski in einem Interview mit dem „Tages-

spiegel“ die Schaffung einer Forschungsprämie zur

Stärkung des Wissenstransfers. Die SPD zeigte sich

von Anfang an offen für diese Idee, allerdings verwies

Edelgard Bulmahn bereits frühzeitig auf die Gefahr

von Mitnahmeeffekten.1 Nach der Bundestagswahl

beschloss die Große Koalition, trotz weiterhin beste-

hender Bedenken auf Seiten der SPD, eine For-

schungsprämie auf den Weg zu bringen. Die Grundi-

dee der Prämie ist und bleibt gut: Hochschulen und

Forschungsinstitute werben um Aufträge von Unter-

nehmen und erhalten einen Anteil des Auftragswer-

tes vom Staat quasi als „Belohnung“.

Die konkrete Ausgestaltung der Prämie offenbarte

jedoch erhebliche Unterschiede in der Schwer-

punktsetzung von SPD und Union. Wir haben durch-

Das MP3-Format – wenn in Deutschland über die

Probleme des Wissenstransfers gesprochen wird, so

wird diese Technologie meist als Paradebeispiel

angeführt. Dabei ist die Problematik viel größer

und komplexer, als es zunächst den Eindruck macht.

Die geringe Nutzung von Innovationen ist und

bleibt eines der größten Defizite des Wissens- und

Wirtschaftsstandortes Deutschland im internatio-

nalen Wettbewerb. Dabei hat die Bundesregierung

seit 1998 ihre Anstrengungen in der Wissenschafts-

und Forschungspolitik konsequent ausgebaut.

Während unter „Zukunftsminister“ Rüttgers (CDU)

die Investitionen stagnierten, haben wir (unter

maßgeblicher Initiative unserer damaligen Ministe-

rin Edelgard Bulmahn) die Bundesmittel für For-

schung und Entwicklung von gut acht Milliarden

Euro (1998) auf über zehn Milliarden Euro (2009 ge-

plant) erhöht. Unter rot-grün sind die Bundesmittel

für Forschung und Entwicklung um neun Prozent, in

der Großen Koalition sogar um 24% gestiegen.

Die Länder und die Unternehmen hingegen haben

leider bis heute nicht entsprechend ihre Beiträge

zur Erreichung des Drei-Prozent-Ziels (drei Prozent

des Bruttoinlandsprodukts bis 2010 in Forschung

und Entwicklung zu investieren) geleistet. Hier be-

steht noch erheblicher Nachholbedarf. Teil der High-

Tech-Strategie und des 6-Milliarden-Programms der

Bundesregierung sind auch neue Förderinstrumente

und Wettbewerbe zur Stärkung des Innovations-

standortes Deutschland. Die SPD-Bundestagsfraktion

hat diese Initiativen von Regierung und Bundesmi-

nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) immer

konstruktiv, aber durchaus auch kritisch begleitet.

Anhand von Forschungsprämie und Clusterwettbe-

werb soll im Folgenden dargestellt werden, wie in

den letzten Jahren versucht wurde, den Wissens-

transfer in Deutschland durch Programme des Bun-

Wissens- und Technologietransfer 
an Universitäten und Fachhochschulen
Themenblock 3

Wissenstransfer – Von der Grundlagenforschung in die Anwendung

Von René Röspel , MdB
stellv. Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung

und Dr. Falko Brede
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Auf den ersten Blick erscheint es nur konsequent,

regionale Zusammenschlüsse von Hochschulen,

Wirtschaft und Forschungseinrichtungen zu för-

dern, um den Wissenstransfer und -austausch aus-

zubauen. Der Clusterwettbewerb des BMBF leidet

jedoch an erheblichen Defiziten: Er zielt vor allem

auf den Süden des Landes (da hier – im Gegensatz

etwa zur Situation in den östlichen Bundesländern –

Kooperationen über Jahrzehnte gewachsen sind) und

nicht wenige der Bewerber sind bereits gut oder

sehr gut vernetzt. Wenn von den 38 Bewerbern im

Cluster-Wettbewerb 15 aus Bayern und Baden-

Württemberg kommen, dann liegt dies sicherlich

nicht an der mangelhaften Innovationsfähigkeit

von Regionen wie Hamburg oder Berlin.

Dabei sollte der Staat eigentlich Anreize für neue

Kooperationen schaffen und nicht nur bestehende

Zusammenarbeiten subventionieren. Hinzu kommt:

Hätte die SPD nicht die Einengung der Themen für

den Cluster-Wettbewerb verhindert, wären sehr

wahrscheinlich noch viel weniger Bewerbungen

eingegangen. Im Rahmen des Cluster-Wettbewerbs

werden die Sieger nun über fünf Jahre bis zu 200

Millionen Euro erhalten, die zumeist zwar gute Ko-

operationen stärken, jedoch nur begrenzt den Auf-

bau neuer Transfernetzwerke unterstützen werden.

Wie auch bei der Forschungsprämie wird man daher

auch beim Cluster-Wettbewerb die weitere Unter-

stützung für das Instrument davon abhängig ma-

chen müssen, ob die erste Runde erfolgreich Inno-

vationen und Netzwerkbildung unterstützt hat.

Beispiel Validierungsforschung

Einige der seit Jahren etablierten wirtschaftsnahen

Transferinstrumente sind zwar erfolgreich, jedoch

dienen sie nur zur Lösung eines Teils des Grundpro-

blems. Sie bieten keine umfassende Lösung für das

Fehlen einer Risikokapitalstruktur in unserem Land.

Erfolge der Grundlagenforschung treffen meist erst

dann auf das Interesse von Investoren, wenn der

Markterfolg quasi schon gesichert erscheint. Viele

Innovationen werden daher nicht zur Marktreife

geführt. Wir sehen deswegen großen Bedarf für die

Validierungsforschung in Deutschland – diese ist

durch unser Drängen nun ein Teil der High-Tech-

Strategie der Bundesregierung. Ziel dieses Projekts

ist es, zeitnah zu prüfen, ob Ergebnisse der Grundla-

genforschung Erfolg versprechende Ansätze bieten,

um sie zur Marktreife zu führen. In den kommen-

gesetzt, dass nur öffentliche und staatlich aner-

kannte Hochschulen sowie gemeinsam von Bund

und Ländern finanzierte außeruniversitäre For-

schungseinrichtungen die Prämie empfangen dür-

fen. Nach der Überprüfung durch die Europäische

Union dürfen seit September 2007 auch gemein-

nützige Forschungseinrichtungen (die nicht von

Bund und Ländern finanziert werden) die Prämie

beantragen (ForschungsprämieZwei). Wir haben

auch eine vernünftige Begrenzung der Prämie auf

kleine und mittlere Unternehmen bis zu 1000 Be-

schäftigte erreicht, um Mitnahmeeffekte zu verhin-

dern und um sicherzustellen, dass die Fördergelder

nicht nur von Großunternehmen abgerufen werden.

Insgesamt stehen für die Prämie im Bundeshaus-

halt bis 2009 Mittel in Höhe von 100 Millionen Euro

zur Verfügung. Für die ForschungsprämieZwei wur-

den noch einmal 35 Millionen Euro eingeplant. Nun

müssen wir abwarten, wie sich der Mittelabfluss

für dieses Förderinstrument entwickelt. Bisher muss

man feststellen, dass die Finanzmittel leider noch

nicht in dem Umfang abgeflossen sind, wie wir es

uns gewünscht haben. Sicherlich liegt dies nicht

daran, dass – wie die Financial Times titelte – die

Forscher das Geld nicht wollen.2

Man darf nicht vergessen, dass neue Programme

immer eine gewisse Zeit brauchen, bis sie bekannt

sind. Jedoch muss man auch fragen, ob, wenn in

2008 von knapp 70 Millionen Euro nur 8,9 abge-

flossen sind (Stand: September 2008), nicht doch

strukturelle Defizite vorliegen, die das gesamte

Instrument in Frage stellen. Nach ersten Untersu-

chungen ist die Forschungsprämie immerhin vielen

Einrichtungen und Forschern bekannt. Man scheut

jedoch den Aufwand für die Beantragung, da der

bürokratische Aufwand in keinem Verhältnis zur

Fördersumme steht. So lagen bisher 75% der an-

gekündigten Anträge zur Forschungsprämie unter

12.000 Euro. Nun könnte man versuchen nachzu-

steuern; aber ob das Instrument besser angenom-

men wird, wenn man die Prämie von derzeit 25%

auf 50% des Auftragsvolumens erhöht oder die Prä-

mie auch für Unternehmen mit mehr als 1.000 Be-

schäftigten öffnet, kann niemand sagen und wird

zu prüfen sein.

Beispiel Cluster-Wettbewerb

Ein anderes neues Förderinstrument zur Stärkung

des Wissenstransfers ist der Cluster-Wettbewerb.



49

1 Süddeutsche Zeitung (2005): Innovationsregion Ost, 1. April

2005, S.24.

2 Financial Times Deutschland (2008): Forscher wollen Scha-

vans Geld nicht, 11. September 2008, S.10

den fünf Jahren stehen dank der SPD für den Auf-

bau dieses Instruments 103 Millionen Euro bereit.

Leider hat das zuständige BMBF viel Zeit gebraucht,

um ein Konzept zur Umsetzung des Instruments

Validierungsforschung vorzulegen; mit diesem sind

wir als SPD auch noch nicht zufrieden, denn wir

wollen einen wirklich neuen Ansatz. Aus unserer

Sicht macht es etwa keinen Sinn (wie vom BMBF

angedacht), nur solche Projekte im Rahmen der Va-

lidierungsforschung zu berücksichtigen, die bereits

einen Industriepartner haben; es geht ja gerade da-

rum, diejenigen zu fördern, die mangels gesicherter

Marktchancen (noch) keinen Partner finden. Dieses

Beispiel zeigt, wie sehr das BMBF noch im „klassi-

schen“ Fördergeschäft verhaftet ist. Es geht darum,

über die Validierungsforschung die nicht markt-

tauglichen Innovationen „auszusortieren“, damit

die Erfolg versprechenden Projekte gefördert wer-

den können. Hierbei macht natürlich auch ein mehr-

jähriger Förderwettbewerb mit vielen (meist älte-

ren) Juroren wenig Sinn, denn dieser wird die

Innovationslücke nicht schließen.

Fazit

Weitere Aspekte des Wissenstransfers, auf die an

dieser Stelle nicht eingegangen werden konnte,

sind etwa das Patentwesen (wir brauchen dringend

eine Neuheitsschonfrist!), die Regelungen zu Aus-

gründungen, die Ausbildung von Wissenschaftlern

und Forschern usw. Im Hinblick auf die vorgestell-

ten Instrumente steht für die SPD fest: Wir wollen

keine Industriesubventionierung über einen als

Innovationsförderung getarnten „Umweg“. Statt-

dessen sollen Wissenschaftler und Forscher in die

Lage versetzt werden, ihr Wissen zu nutzbaren (und

selbstverständlich auch nachgefragten) Produkten

und Dienstleistungen weiterzuentwickeln. Die For-

schungsprämie und der Clusterwettbewerb sind

gute Bestandteile, die aber leider das Kernproblem

des Wissenstransfers in Deutschland – die man-

gelnde „Risikokultur“ sowie die begrenzte Verfüg-

barkeit von Risikokapital – nicht lösen. Daher brau-

chen wir die Validierungsforschung, deren positive

Wirkungen ohne die SPD in der Regierungsverant-

wortung niemals eingetreten wären. Wenn wir am

Ende die nächste „MP3-Innovation“ für neue

Arbeitsplätze in Deutschland verwerten können,

haben sich unsere Bemühungen bereits gelohnt.
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